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Evangelische
Verantwortung
Dialog zwischen Politik und Kirche
als Chance begreifen
- Zusammenhang von Freiheit und Verantwortung betonen

Angela Merkel

Vor 40 Jahren wurde der E AK der

CDU in Siegen gegründet.

Damals hieß das Thema: „Unsere

politische Verantwortung in

einem geteilten Deutschland".

Heute begehen wir das

40. Jubiläum in der Gemeinschaft

evangelischer Christen aus West-

und Ostdeutschland. Und wir sind

k .er Lutherstadt Wittenberg, in

der die Reformation ihren Anfang

nahm und die untrennbar mit

deutscher Kultur verbunden ist.

Bei der Gründung des EAK
ging es um die „Verantwortung in
einem geteilten Deutschland".
Heute geht es um politische Ver-
antwortung in einem endlich wie-
dervereinten Deutschland und in
einem Europa, das zusammen-
wächst. Der Kalte Krieg ist zu
Ende. Die Mauer ist verschwun-
den. Doch immer mehr Menschen
sehen deutlich, daß es neue Anfor-
derungen gibt. Daraus erwächst
Unsicherheit und das Bedürfnis
nach Orientierung.

Hier sind wir als politisch han-
delnde evangelische Christen be-
sonders gefordert. Wir müssen

An die grundlegenden Werte unserer
politischen Ordnung erinnerte Dr. An-
gela Merkel, die neue EAK-Bundes-
vorsitzende, auf der Bundestagung in
Wittenberg.

versuchen, auf die Fragen, die die Men-
schen bewegen, Antworten zu geben.
Wie können wir den Hunger in der Welt
besiegen? Wie ist es zu schaffen, allen
Menschen ein Leben in Würde zu er-
möglichen? Wie reagieren wir auf die
großen Wanderungsbewegungen in der
Welt? Wie können wir die drohende
Klimakatastrophe verhindern und die
von Gott uns anvertraute Schöpfung
bewahren?

Als evangelische Christen stehen wir
in der Tradition Luthers: „Ein rechter
Christ auf Erden nicht für sich selber,
sondern für seinen Nächsten lebt." Wir
sind aufgefordert, zu handeln. Denn
geistige Freiheit ist ohne Verantwor-
tungsbereitschaft nicht denkbar. Die-
sem Grundsatz fühlt sich der EAK seit
seiner Gründung und auch in Zukunft
verpflichtet.

...Ich möchte heute darüber spre-
chen, wo ich die Schwerpunkte für die
weitere Arbeit des EAK sehe.

Ich hatte mich zur Kandidatur ent-
schlossen, weil ich davon überzeugt bin,
daß dem Evangelischen Arbeitskreis in
der Union eine neue politische und
menschliche Aufgabe zukommt. Fol-
gende Themen stellen sich aus meiner
Sicht:

1. Die Vollendung der inneren Ein-
heit vor allem auch als eine geistige
Aufgabe.

2. Wir müssen die geistige Auseinan-
dersetzung auf der Grundlage unseres
christlichen Menschenbildes führen.

3. Es geht um mehr Gerechtigkeit
durch den Ausgleich von Gegensätzen.

4. Wir müssen mit protestantischer
Unruhe eine neue Wertediskussion füh-
ren.

5. Der Dialog mit der Kirche muß
dabei ein Schwerpunkt sein.

6. Wir wollen als Christen mithelfen,
ein Europa des Friedens und der Ge-
rechtigkeit zu bauen.

Die innere Einheit vollenden

Wir sind wieder ein Staat, aber wir
müssen auch innerlich wieder eins wer-
den. Der Weg dahin ist schwerer als
viele von uns geglaubt haben. Erst jetzt,
„mit dem Zusammenleben", so sagt der
Schriftsteller Günther de Bruyn, „be-
ginnen die Schwierigkeiten", denn Bio-
graphien kann man eben nicht austau-
schen so wie eine Währung oder ein
Firmenschild.

Welchen Beitrag können wir als EAK
vor allem für das geistige und kulturelle
Zusammenwachsen der Deutschen lei-
sten? Peter Hintze hat die „Deutsch-
land-Foren des EAK" ins Leben geru-
fen. Sie haben sich bewährt und wir
dürfen in dem Gespräch über unsere
Erfahrungen in der Vergangenheit und
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über unsere Vorstellungen für die Zu-
kunft nicht nachlassen.

Ich wünsche mir darüber hinaus tau-
sende von Gesprächskreisen, in denen
sich Ost- und Westdeutsche begegnen
und so zum besseren Verständnis bei-
tragen. Für die Menschen hier in den
neuen Ländern sind die Mechanismen
der neuen Ordnung nicht leicht zu
durchschauen. Es ist für sie oft schwer
einzusehen, daß Demokratie und So-
ziale Marktwirtschaft nicht einfach al-
les sofort besser und leichter machen.
Viele können nicht verstehen, daß sie
zunächst einmal die bedrückende Er-
fahrung der Arbeitslosigkeit machen
müssen.

Hier stellt sich eine große Aufgabe.
Ich meine, dabei zu helfen, die neuen
Bedingungen zu verstehen und zu er-
klären. Das vermisse ich bisher noch
viel zu sehr.

Die geistige Auseinandersetzung auf
der Grundlage unseres christlichen
Menschenbildes führen

Für evangelische Christen sehe ich
die Aufgabe, immer wieder an die
grundlegenden Werte unserer politi-
schen und" gesellschaftlichen Ordnung
zu erinnern und mit den Menschen
darüber zu sprechen. Wir müssen sa-
gen, auf welcher Grundlage wir han-
deln und welches Menschenbild uns
leitet. Gerade in einem Land, in dem
es mit der Einheit zwar mehr Prote-
stanten, aber eben auch mehr Nicht-
Christen gibt, müssen wir Antwort auf
die Frage geben, warum gerade das
Christliche als Maßstab der Politik
mehr als andere Weltanschauungen
oder Ideologien als Maßstab taugt.

Der christliche Glaube zielt immer
auf den einzigartigen Menschen, Chri-
stentum ist Menschlichkeit. Wenn wir
auf dieser Grundlage unsere Politik
gründen, sie danach ausrichten und
erläutern, dann gewinnen wir wieder
Vertrauen.

Mit protestantischer Unruhe eine neue
Wertediskussion führen

Ein erster Schritt zu dieser Diskus-
sion ist die Verstärkung unserer inhalt-
lichen Arbeit. Die Arbeit am neuen
Grundsatzprogramm der CDU bietet
dafür gute Chancen. Wir müssen als
EAK mit protestantischer Unruhe und
durchaus auch in der lutherischen Tra-
dition einer gewissenhaften Autori-
tätskritik dazu beitragen, daß die

Union die richtigen Fragen stellt, Fra-
gen, die die Menschen bewegen. Und
wir müssen unseren Teil bei der Suche
nach Antworten beitragen.

sind. Niemand hat das Recht, auch
junge Menschen nicht, Gewalt gegen
andere anzuwenden. Die Würde des
Menschen ist unteilbar.

Der scheidende EAK-Bundesvorsitzende Peter Hintze und die neugewä
Bundesvorsitzende Dr. Angela Merkel

Ich erhoffe mir, daß daraus eine
Wertediskussion über eine Gesell-
schaft im Wandel entsteht; eine Dis-
kussion, die deutlich macht, daß Frei-
heit und soziale Gerechtigkeit nicht
allein durch eine wachsende Staats-
quote und eine immer höhere Staats-
verschuldung, sondern nur durch prak-
tizierte Solidarität und Subsidiarität
dauerhaft verwirklicht werden kön-
nen.

Solidarität bedeutet die Bereit-
schaft, die eigene Leistung auch als
Dienst an der Gemeinschaft und als
Vorsorge für folgende Generationen
und für alle Mitmenschen zu begreifen.

Ansprüche und materielle Besitz-
stände findet dort ihre Grenzen, wo sie
zu einer Verminderung von Lebens-
chancen anderer führen.

Solidarität wird leider heute zu häu-
fig so verstanden, daß man innerhalb
einer Gruppe, z.B. der Arbeitgeber
oder Arbeitnehmer, solidarisch ist,
und versucht, aus einem gemeinsamen
Kuchen sich das größte Stück heraus-
zuschneiden. Solidarität, wie wir als
christliche Demokraten sie verstehen,
bedeutet aber beispielsweise, mit dem
solidarisch zu sein, der weniger hat als
wir. Das gilt für die Westdeutschen in
ihrer Beziehung zu den Menschen in
Ostdeutschland, das gilt für uns ge-
meinsam in Beziehung zu den Men-
schen Osteuropas und der Dritten
Welt. Das gilt auch in unserer Verant-
wortung vor den Generationen, die
nach uns kommen. Solidarität müssen
wir auch mit denen üben, die in unse-
rem Land Bedrängnissen ausgesetzt

Wir sollten eintreten für die Solidari-
tät mit Kindern. Noch immer sind die
Gewalt gegen Kinder und der sexuelle
Mißbrauch viel zu wenig im Bewußt-
sein der Öffentlichkeit. Wir sind ein
reiches Land. Aber sind wir auch ein
kinderfreundliches Land? Ich habe
auch kein Verständnis dafür, wenn im
Fernsehen immer mehr Gewalt und
sogar Filme gezeigt werden, die bun-
desweit verboten sind. Hier trägt auch
jedes Mitglied des EAK, das in ent-
sprechenden Verwaltungsorganen
sitzt, eine Verantwortung. Diese Ver-
antwortung sollte aber auch wahrge-
nommen werden.

Wir sollten auch für mehr Solidarität
mit den Familien eintreten. Desl 't
müssen wir in nächster Zeit verstäi-Ai
überlegen, wie das Steuerrecht besser
auf Familien mit Kindern zugeschnit-
ten werden kann. Wer Kinder hat, soll
weniger Steuern zahlen als derjenige,
der keine Kinder hat. Dies gilt beson-
ders für Alleinerziehende.

Wenn es darum geht, Wertebe-
wußtsein wachzurufen, dann müssen
wir auch wieder deutlicher auf den
Zusammenhang von Freiheit und Ver-
antwortung hinweisen. Schon bei Lut-
her heißt es: „Ein Christenmensch ist
ein freier Herr über alle Dinge und
niemand Untertan. Ein Christen-
mensch ist ein dienstbarer Knecht aller
Dinge und jedermann Untertan."

Auf der Grundlage unseres christli-
chen Menschenbildes ist nur die Union
in der Lage, den Zusammenhang von
Freiheit und Verantwortung wieder in
den Vordergrund zu rücken. Und es ist

Evangelische 1 A /-| QQ/>
Verantwortung 1\JI *y:f£ä
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unsere Aufgabe, deutlich zu machen,
daß egoistisches Gruppendenken eine
Gesellschaft in die Sackgasse führt.

Dialog zwischen Politik und Kirche
intensivieren

Die Deutche Einheit darf nicht nur
als Belastung empfunden werden. Sie
ist vielmehr eine Chance, über be-
stimmte Entwicklungen, die sich in den
alten Bundesländern in den letzten
vierzig Jahren vollzogen haben, noch
einmal nachzudenken.

Über diese Chancen zu sprechen,
über Freiheit, Verantwortung und Ge-
rechtigkeit vor dem Hintergrund der
neuen Herausforderungen zu diskutie-
ren, ist aus meiner Sicht ein wesentli-
r^-er Bestandteil des Dialogs zwischen

itik und Kirche.

Wir brauchen diesen Dialog. Ich
sehe darin eine meiner wichtigsten
Aufgaben. Die Kirchen besitzen eine
große moralische Autorität und dar-
über hinaus eine reichhaltige Erfah-
rung zum Beispiel im Bereich der so-
zialen Hilfe oder in der Arbeit in
Entwicklungsländern.

Die Kirchen in Westdeutschland ha-
ben am Aufbau des demokratischen
Rechtsstaates entscheidend mitge-
wirkt. In ihrer bemerkenswerten
Denkschrift „Evangelische Kirche und
freiheitliche Demokratie" hat die
EKD darauf hingewiesen, daß „die
positive Beziehung von Christen zum
demokratischen Staat des Grundgeset-
zes mehr als äußerlicher. Natur" ist,

\r eine demokratische Verfas-
p

suhg der Menschenwürde und damit
dem Kern des christlichen Menschen-
bildes entspricht. „Christen sind aufge-
rufen", so die Denkschrift, „Leben
und Gestaltung dieses Staates ... als
Teil ihrer christlichen Verantwortung
anzunehmen."

Als EAK nehmen wir diese Aussa-
gen sehr ernst. Und wir dürfen nicht
müde werden, sie immer wieder neu
einzufordern.

Ich gehöre nicht zu denen, die sicher
zu glauben wissen, was „christliche
Politik" ist. Mein Glaube kann mir
Orientierung geben. Er offenbart mir
die christliche Botschaft vom Sinn des
Lebens und gibt mir dadurch Hoffnung
und Ermutigung. Er gibt mir aber auch
den Zweifel an mir selbst und die
Demut vor Gott. Ich wünsche mir
deshalb eine starke Evangelische Kir-
che, die die Handelnden in ihrem Ge-

wissen vor Gott und den Menschen
kräftigt, die ihnen hilft, Entscheidun-
gen zu finden.

Europa bauen

...Wir wollen ein gemeinsames Eu-
ropa bauen. Das Votum der Franzosen
bestärkt uns darin - auch wenn es
knapp ausgefallen ist. Aber es zeigt
auch, daß es nicht reicht, Europa mit
Verwaltungsrichtlinien zu bauen. Es
geht darum, eine europäische Union
zu vollenden, mit der sich die Bürger
identifizieren können, die nicht neue
SuperStrukturen aufbaut und zentrali-
stische Vorgaben macht.

Europa ist nicht irgendeine Sache,
Europa ist das große Angebot der
Geschichte an uns alle. Nehmen wir
die Chance wahr, dieses Europa aus
christlicher Verantwortung heraus mit-
aufzubauen und mitzugestalten.

Grundsätze wachhalten!

Wir stehen vor großen Herausforde-
rungen. Wir können sie nur bestehen,
wenn wir als christliche Demokraten
unsere Grundsätze wachhalten und die
vor uns liegenden Aufgaben mit prote-
stantischem Freiheits- und Gerechtig-
keitsverständnis angehen. Wir haben
als EAK in der Union die Aufgabe-,
über den Tag hinauszusehen und in die
Politik die Erkenntnis einzubringen,
daß „das Sittliche ... in Wahrheit auch
das Nützliche" ist (Cicero).

Anm.: Bundesministcrin Dr. Angela Merkel ist
am 25. September in Wittenberg vom Bundesar-
beitskreis zur neuen Vorsitzenden des EAK der
CDU/CSU gewählt worden.

Geboren am 17. Juli 1954 in Hamburg. Vater:
Theologe, Mutter Philologin. Zwei jüngere Ge-
schwister.
Kindheit und Jugend in Templin. Studium der
Physik in Leipzig.
1978-1990 Wiss. Mitarbeiterin im Zentralinstitut
für Physikalische Chemie an der Akademie der
Wissenschaften (Ost-Berlin).
1986 Promotion.
Ende 1989 Beitritt zum Demokratischen Auf-
bruch.
März bis Oktober 1990 Stellvertretende Regie-
rungssprecherin der Regierung de Maiziere.

' August 1990 Beitritt zur CDU.
Seit Dezember 1990 MdB.
Seit Januar 1991 Bundesminsterin für Frauen
und Jugend.

Wir veröffentlichen hier Auszüge aus ihrer
Eröffnungsrede auf der Bundestagung. Den un-
gekürzten Beitrag können Sie bei uns in der
EAK-Bundesgeschäftsstelle bestellen.

„Ich wünsche auf diesem Wege von
Herzen jeden nur denkbaren Erfolg
für diese wichtige Bundestagung in
der Lutherstadt Wittenberg. Allein
die Tatsache, daß der EAK dort
tagen kann, macht deutlich, welche
im Grunde außerordentlich erfreuli-
che Entwicklung in Deutschland
vonstatten gegangen ist. Die gegen-
wärtigen Schwierigkeiten dürfen den
Blick für die Gnade nicht verstellen,
die das deutsche Volk erfahren hat."

Dr. Ottfried Hennig,
MdB, Vorsitzender

der CDU-Fraktion in
Schleswig-Holstein

„Die Europäische Gemeinschaft
von morgen muß nach unserem Ver-
ständnis auch eine ausgeprägte so-
ziale und christliche Dimension er-
halten. Alle Christen sind aufgefor-
dert, ihren Beitrag dazu zu leisten."

Dr. Egon A. Klepsch,
MdEP, Präsident des

Europäischen Parlaments

„Gerade wir Christen haben mit
dem kulturellen Erbe Europas eine
besondere Verantwortung für die Zu-
kunft Europas. Es ist wichtig und
gut, daß sich auch der Evangelische
Arbeitskreis der CDU l CSU der Auf-
gabe widmet, den Menschen die Vi-
sion eines freien und sozial gerechten
Europas aufzuzeigen, das in den
christlichen Werten fundiert ist."

Bundestagspräsidentin
Prof. Dr. Rita Sußmuth,

MdB, Vorsitzende der
Frauen-Union

„Vielen Mitbürgerinnen und Mit-
bürgern ist das Wirken der verschie-
denen EG-Organe weitgehend unbe-
kannt, obwohl das „europäische
Haus" immer konkretere Formen an-
nimmt. Durch den Themenschwer-
punkt der 33. Bundestagung tragen
Sie als Teil der Union dazu bei, sich
und andere mit Europa vertraut zu
machen. Damit stellt der EAK unter
Beweis, die Zeichen der Zeit erkannt
zu haben."

Ulf Fink,
(CDA)

Auszüge aus Grußworten anläßlich der
Bundestagung

10/1992 ~vangdischeVerantwortung
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33. Bundestagung der E AK
der CDU/CSU in Wittenberg
Dr. Helmut Kohl

Wenn wir Deutschen uns in diesen Jahren der gemeinsamen Aufgabe des
Neuaufbaus stellen, dann folgen wir als Christen dabei unserem Auftrag, die Welt
zu gestalten und am Werk des Schöpfers mitzuarbeiten. Religion ist eben nicht
„Opium für das Volk", wie es Marxisten immer wieder behauptet haben. Im
Gegenteil: Sie ist der eigentliche Ursprung der Verantwortung, die den Christen in
der Welt und für die Welt auferlegt ist.

Deswegen bleibt es auch dabei: Wir
stellen uns in der Politik unserer christ-
lichen Verantwortung. Wie bleiben
Christliche Demokraten - auch wenn
in Deutschland heute nur noch zwei
Drittel der Menschen einer Kirche an-

unserer Verantwortung vor Gott be-
kennen, dann heißt das ja nicht, daß
wir das Evangelium als politisches Pro-
gramm verstehen wollten. Schon Lut-
her hat solches als verhängnisvollen
Irrtum angesehen. Von ihm stammt

Als Christen auf dem Weg
in das geeinte Europa"

Dr. Helmut Kohl: Der Diskussion um die Fortschreibung des CDU-Grundsatzpro-
gramms Raum bieten.

gehören. Das „C" hat nie bedeutet -
Hermann Ehlers hat dies mehr als
einmal betont -, daß Politik aus christ-
licher Verantwortung ausschließlich
bei der CDU angesiedelt sei. Für mich
bleibt das „C" Anspruch in erster Linie
an uns selbst: Wir gestalten Politik aus
unserem Verständnis vom Menschen
wohlwissend, daß wir diesem An-
spruch nicht immer gerecht werden
können. Es bleibt gültig, was in unse-
rem Grundsatzprogramm steht: „Jeder
Mensch ist Irrtum und Schuld ausge-
setzt. Diese Einsicht bewahrt uns vor
der Gefahr, Politik zu ideologisieren."

Das „C" bedeutet daher auch nicht
den überheblichen Anspruch des mo-
ralisch Höherstehenden. Gerade das
„C" verlangt von uns vielmehr, das
Gebot der Demut und Bescheidenheit
auch in der Politik zu beachten. Wenn
wir uns als Christliche Demokraten zu

der Vergleich: „Ein ganzes Land oder
die Welt mit dem Evangelium zu regie-
ren sich zu unterfangen, das ist ebenso,
als wenn ein Hirte in einem Stall
Wölfe, Löwen, Adler, Schafe zusam-
mentäte und ein jegliches frei neben-
einander laufen ließe und sagte, da
weidet und seid rechtschaffen".

So heißt es aus gutem Grund auch in
unserem Grundsatzprogramm: „Aus
christlichem Glauben läßt sich kein
bestimmtes politisches Programm ab-
leiten. Aber er gibt uns mit seinem
Verständnis vom Menschen eine ehti-
sche Grundlage für verantwortliche
Politik. Auf dieser Grundlage ist ge-
meinsames Handeln von Christen und
Nichtchristen möglich." Vor den
grundlegend gewandelten Verhältnis-
sen in unserer heutigen säkularisierten
Gesellschaft gewinnt für die CDU die
Frage der Offenheit der Partei für

Nichtchristen an Bedeutung. Die CDU
ist offen für die Mitarbeit von Nicht-
christen .

Dialog zwischen Union und Kirche
fördern

Das heißt aber nicht, daß wir nicht
auch in Zukunft in besonderer Weise
mit den Kirchen verbunden bleiben.
Für uns Christen sind sie unsere Glau-
bensheimat. Der E AK hat sich von
Anfang an der Aufgabe gestellt, den
Dialog zwischen der Union und der
evangelischen Kirche zu fördern. Auch
in Zukunft werden wir angewiesen sein
auf diesen wichtigen Beitrag von evan-
gelischen Christen in der CDU und in
der CSU.

Mit den Kirchen gemeinsam steh~.^
auch wir als Partei heut vor eL '
wichtigen Aufgabe. In weiten Teilen
Europas sind die Menschen dem Chri-
stentum heute entfremdet. Ihnen auf
der Suche nach dem Sinn des Daseins
neue Orientierung zu geben, ist eine
originär kirchliche Aufgabe. Sie ist
aber auch von eminent politischer Be-
deutung: In das geistige Vakuum, das
der Kommunismus hinterlassen hat,
dürfen keine neuen totalitären Heils-
lehren einströmen.

Nicht zuletzt deshalb messe ich der
Diskussion um die Fortschreibung des
CDU-Grundsatzprogramms so große
Bedeutung zu. Dabei ist es aus meiner
Sicht entscheidend, daß es uns gelingt,
in den Diskussionsprozeß des Jahres
1993 möglichst die gesamte CDU ein-
zubinden. 1K

Die Fortschreibung unseres Lud-
wigshafener Grundsatzprogramms von
1978 bedeutet nicht, daß es schlecht
gewesen wäre. Das Gegenteil ist rich-
tig. Dennoch müssen wir uns der Not-
wendigkeit stellen, unser Grundsatz-
programm fortzuschreiben. Es stammt
aus der Zeit der deutschen Teilung.
Die inzwischen erreichten Fortschritte
bei der europäischen Einigung haben
die Anforderungen an unser Grund-
satzprogramm ebenfalls verändert. Er-
ziehungsgeld und Erziehungsurlaub
zum Beispiel oder die rentensteigernde
Berücksichtigung von Erziehungs- und
Pflegezeiten, wie wir sie in Ludwigsha-
fen noch als Ziel formuliert haben, sind
durchgesetzt und eingeführt. Gerade
solche Punkte, die eine Fortschreibung
notwendig machen, zeigen, wie sehr
sich das Ludwigshafener Programm
bewährt hat. Es ist eine in seinen
Grundsätzen auch heute noch gültige

4 Evangelische
Verantwortung
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Standortbestimmung christlich-demo-
kratischer Politik.

Verantwortung für die Bewahrung der
Schöpfung

In den letzten 14 Jahren ist bei uns
allen das Bewußtsein um unsere Ver-
antwortung für die Bewahrung der
Schöpfung gewachsen. Das Ozonloch
über der Antarktis oder die Vernich-
tung der tropischen Regenwälder rührt
an den Lebensnerv aller Völker. In
vielen Jahren habe ich mich dafür
eingesetzt, das Thema „Umwelt und
Entwicklung" auf die Tagesordnung
der internationalen Politik zu setzen.
Die UN-Konferenz in Rio de Janeiro
im Juni dieses Jahres hat uns hierbei
ein gutes Stück vorangebracht. Von
dieser Konferenz ist eine wichtige Bot-

.•' j >aft ausgegangen - die Botschaft der
oolidarität, der gleichberechtigten
Partnerschaft und der gemeinsamen
Verantwortung für die eine Welt.

Ich trete daher dafür ein, daß wir
unsere Ludwigshafener Formulierun-
gen zum christlichen Menschenbild er-
gänzen durch unser - mit allen großen
Weltreligionen gemeinsames - christli-
ches Verständnis von der verantwortli-
chen Stellung des Menschen in der
Schöpfung. Die Aussagen von 1978
zum christlichen Menschenbild aber
bleiben gültig.

... Auf dem Weg zu einem geeinten
und versöhnten Europa ist der Beitrag
der Christen unentbehrlich. Es waren
vor allem in ihrem Glauben tief ver-
wurzelte Christen, die nach dem Ende

, ' p Zweiten Weltkrieges daran gingen,
Twf freien Teil unseres Kontinents die
Europäische Gemeinschaft aufzu-
bauen. Sie handelten im vollen Be-
wußtsein der geistig-kulturellen Tradi-
tionen, die die Völker Europas mitein-
ander verbinden.

Das geeinte Europa vollenden

Es gibt für uns heute keine vernünf-
tige Alternative zu einer Politik, die
auf den immer engeren Zusammen-
schluß der europäischen Völker und
Nationen setzt. Auf sich allein gestellt
ist schon heute kein europäischer Staat
mehr in der Lage, die großen Heraus-
forderungen an der Schwelle zum 21.
Jahrhundert zu bestehen - politisch
und ökonomisch. Wir haben es heute
in der Hand, das geeinte Europa zu
vollenden. Nach der Überwindung von
Ost-West-Konflikt und Kaltem Krieg
bietet sich die Chance, mit allen Völ-

kern und Nationen Europas eine dau-
erhafte europäische Friedensordnung
zu schaffen, die auf Freiheit, Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit basiert.
Wichtigster Baustein muß die Europä-
ische Union sein, die wir mit dem
Vertrag von Maastricht schaffen wol-
len.

Unser „Ja" zu Europa ist zugleich
eine Absage an jegliche Form von
Chauvinismus und Nationalismus. Zu
Recht empfinden wir es heute als ab-
surd, daß in vielen europäischen Bru-
derkriegen jede Nation davon über-
zeugt war, ein Gott wohlgefälliges
Werk zu vollbringen. Dennoch kann
auch heute kein europäisches Land
von sich behaupten, es sei völlig im-
mun gegen den Virus des Nationalis-
mus. Für Christen jedenfalls bezeich-
net Patriotismus die Haltung nicht nur
zum eigenen Vaterland, denn Patrio-
tismus bedeutet immer auch Achtung
vor der Vaterlandsliebe des Nachbarn
und damit die Ablehnung jeder Form
nationaler Überheblichkeit. Überall in
Europa muß die Liebe zum eigenen
Vaterland untrennbar verknüpft sein
mit der Liebe zur Freiheit und mit der
Achtung vor der Würde des Nachbarn.
Dies ist das Fundament eines „Hauses
der Freiheit für alle Europäer", wie es
Konrad Adenauer im Jahre 1961 so
weitsichtig ausgedrückt hat.

Daß die heutige EG nicht das ganze
Europa sein kann, ist unbestritten. Wir
befürworten deshalb nachdrücklich ei-
nen Beitritt von EFTA-Ländern zur
Europäischen Union, wie er im Laufe
dieses Jahrzehnts erfolgen kann. Auch
für Ungarn, Tschechen, Slowaken und
Polen oder später auch für die Staaten
des Baltikums muß auf Dauer die Zu-
gehörigkeit zur Union möglich sein,
wenn sie dies wünschen und wenn sie
die notwendigen politischen und öko-
nomischen Voraussetzungen erfüllen.
Vertiefung der Integration und Erwei-
terung der Gemeinschaft müssen Hand
in Hand gehen. Es gibt hier kein „Ent-
weder-Oder" sondern nur ein „So-
wohl-Als-Auch". Deshalb haben wir in
Maastricht den Grundstein zu einer
immer stärker demokratisch legiti-
mierten Europäischen Union gelegt.
Nach der Zustimmung einer Mehrheit
der französischen Bevölkerung zum
Vertrag von Maastricht wollen auch
wir unseren Teil dazu tun, damit der
Vertrag wie geplant zum l. Januar
1993 in Kraft treten kann. Deutschland
wird an dem vorgesehenen Zeitplan
für die Ratifizierung festhalten.

Wir wollen eine Europäische Union
vollenden, mit der sich unsere Bürger

identifizieren können. Gerade unsere
föderale Struktur bietet hervorragende
Chancen dafür, daß regionale Pro-
bleme und Besonderheiten auch in
einer Europäischen Union wirkungs-
voll zur Sprache gebracht werden.
Denn das bundesstaatliche Prinzip ge-
währleistet eine größere Bürgernähe
als zentralistische Strukturen. Deshalb
sind unser Verständnis von Förderalis-
mus und das Prinzip der Subsidiarität
im Vertrag von Maastricht verankert.
Dieses Prinzip verlangt nicht nur, daß
politische Entscheidungen auf der
möglichst niedrigen Ebene angesiedelt
sind.

Prinzip der Subsidiarität verwirklichen

Er verlangt darüber hinaus, daß der
Staat dem Bürger eigene Initiative und
verantwortliche Selbsthilfe im Rah-
men des Möglichen erleichtert und
abfordert. Erst so kann wahre Solidari-
tät in der Gesellschaft gedeihen. Soli-
darität beinhaltet die persönliche Zu-
wendung von Mensch zu Mensch. In
einer Zeit, in der Armut viel seltener
finanzielle Not bedeutet, als vielmehr
Mangel an Gemeinschaft, gewinnt
diese persönlich geleistete Hilfe an
Bedeutung. Wenn wir beim Bau der
Europäischen Union das Prinzip der
Subsidiarität verwirklichen, dann
bauen wir auch unter dem europä-
ischen Dach an der Gesellschaft mit
menschlichem Gesicht.

Es wäre ein historisches Versagen
der Europäischen Gemeinschaft, wenn
wir in diesem Augenblick, wo sich die
Hoffnungen unserer Nachbarn in Mit-
tel-, Ost- und Südosteuropa auf uns
richten, den Weg zur künftigen Euro-
päischen Union verlangsamen oder gar
abbrechen würden - einen Weg, der
uns bis heute Frieden, Freiheit und
Wohlstand ermöglicht hat. Öffnung
Europas bedeutet nicht nur Ausrich-
tung der Europäischen Gemeinschaft
auf die angestrebte Europäische
Union, sie bedeutet auch - wie Vaclav
Havel es ausdrückte - "Heimkehr" der
mittel-, ost- und südosteuropäischen
Staaten nach Europa. Gerade in diesen
Ländern ist in den über vierzig Jahren
der Teilung unseres Kontinents das
Bewußtsein für die tiefen Wurzeln ge-
meinsamer kultureller, geistiger und
religiöser Traditionen in Europa le-
bendiggeblieben.

Nach Jahrzehnten kommunistischer
Herrschaft geht es jetzt darum, die
wieder gewonnene Freiheit fest zu ver-
ankern. Dem Aufbau des demokrati-
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sehen Rechtsstaates kommt dabei eine
ganz besondere Bedeutung zu. Un-
recht erzeugt Unfrieden, im Innern wie
nach außen. Heute erkennen viele, die
dieser Aussage noch vor wenigen Jah-
ren skeptisch gegenüberstanden, daß
die Bibel doch recht hat. Bei Jesaja
heißt es in Kapitel 32, Vers 17 in der
Lutherschen Übersetzung: Der Ge-
rechtigkeit Frucht wird Frieden sein.
Abrüstung und Rüstungskontrolle al-
lein garantieren keinen dauerhaften
und wirklichen Frieden. Erst Gerech-
tigkeit schafft Frieden, denn sie allein
führt zum Abbau von politischen Span-
nungsursachen.

Viele haben unter den verschiede-
nen Diktaturen dieses Jahrhunderts
ihre Freiheit dafür geopfert und ihr
Leben dafür eingesetzt, daß alle Euro-
päer die Chance erhalten, in gemeinsa-
mer Freiheit zusammenzuleben. Wenn
wir uns das Gefühl der Dankbarkeit
bewahren, dann werden wir auch die
Kraft finden, das große Werk des Frie-
dens zu vollenden, zu dem jetzt die
Fundamente gelegt sind. Dabei wer-
den wir Mut und Solidarität brauchen.
Der größte Fehler wäre es aber, ange-
sichts der Größe der Aufgabe zu resi-
gnieren. Wir dürfen nicht auf die Pro-
pheten des Niedergangs hören.

Wenn wir auf das Leid zurückblik-
ken, das die Kriege und die Diktaturen
dieses Jahrhunderts über so viele Men-
schen gebracht haben, dann empfinde
ich es als eine großartige Chance, daß
die heute lebenden Generationen, vor
allem die junge Generation, die Aus-
sicht auf ein ganzes Leben in Frieden
und Freiheit haben.

Anm.: Auszüge aus der Rede des Vorsitzenden
der Christlich Demokratischen Union Deutsch-
lands, Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, bei der
33. EAK-Bundestagung in der Lutherstadt Wit-
tenberg am 26.9.92.

Evangelischer Ärbeltskre
/ der CDU /CSU

Gemeinsame Sicherheit in Europa
Volkmar Köhler

Unter Leitung von Dr. Christoph Bertram diskutierte der Arbeitskreis Fragen der
gemeinsamen Sicherheit in Europa. Karl Lamers, MdB, außenpolitischer Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Hans-Gerd Pöttering, MdEP, Staatsse-
kretär Jörg Schönbohm aus dem Bundesverteidigungsministerium und der schwe-
dische Reichstagsabgeordnete Astrand gaben den Einstieg ins Thema.

Das sehr lebhafte Gespräch, an dem
viele Delegierte und Gäste engagiert
teilnahmen, kreiste von vornherein um
zwei Fragen: Auf welcher Basis kann
eine europäische Sicherheitspolitik
aufgebaut werden? Wie einig ist Eu-
ropa? , denn ohne diese Voraussetzung
kann eine solche Politik nicht entwik-
kelt werden. Die Euro-Skepsis der
letzten Monate spielte in der Diskus-
sion eine große Rolle. Immerhin blieb
festzustellen, daß das Jugoslawien-
Problem Europa nicht gespalten hat,
auch wenn die Gemeinschaft schwer-
wiegende Schwächen gezeigt hat.

Das Fazit lautete, daß nur der Weg
nach vorne die problematische Situa-
tion überwinden kann. Die Maastrich-
ter Verträge müßten ratifiziert wer-
den. Nicht vergessen dürfe man, daß
die Gemeinschaft Sicherheit für alle
die schaffe, die ihr angehören. Dies
erkläre das Drängen vieler mittel- und
osteuropäischer Staaten zum Beitritt in
die Gemeinschaft. Auszugehen sei von
der Tatsache, daß das NATO-Gebiet
nicht erweitert werde. Der NATO-
Kooperationsrat könne nur in Teilbe-
reichen das sicherheitspolitische Vor-
feld der NATO ordnen.

Die Vertiefung und Erweiterung der
Europäischen Gemeinschaft schaffe
dagegen neue sicherheitspolitische
Aufgaben. Dies sei auch in der Peters-
berger Erklärung der Westeuropäi-
schen Union zum Ausdruck gekom-
men. Dabei sei es nicht die Tendenz

Die Europäische Gemeinschaft
stehe für eine neue politische Kultur.
Die geschichtliche Erfahrung zeige,
daß Europa keine Hegemonie ertrap^
auch nicht in der Währungspolit
durch die D-Mark. Eben wegen dieser
Erfahrung sei die Währungsunion auch
im deutschen Interesse und stelle nicht
nur ein Geschenk an die anderen dar.
Die Entscheidung für die Gemein-

m^,.., ... .„ schaff sei eine der wichtigsten
. - . ' • : , \n d e r

i deutschen Nachkriegsge-
; schichte.

Blick auf Podium

der Europäischen Gemeinschaft, eine
interventionistische Politik zu betrei-
ben. Die Gemeinschaft sei in sich eine
Friedensgemeinschaft, die Konflikte
durch politischen Dialog und konkrete
Hilfeleistung zu lösen versuche. Ob es
im Laufe der Entwicklung zu einer
Neuauflage der europäischen Verteidi-
gungsgemeinschaft komme, müsse der
Zukunft überlassen bleiben. Vordring-
lich sei jetzt die Überwindung der
Demokratie-Defizite der Gemein-
schaft. Die Maastrichter Verträge
seien dazu nur ein erster Schritt. Es
müsse aber glaubwürdig gemacht wer-,
den, daß die Gemeinschaft mehr sei als
eine Bündelung wirtschaftlicher Inter-
essen. Die Mitgliedsländer seien durch
eine Wertegemeinschaft verbunden.
Diese Bindung an demokratische
Grundwerte müsse auch im Dialog mit
den Kirchen betont werden.

europa,

Obwohl die europäischen
Nationen untereinander im-
mer noch schwierige Partner
sind, müsse die Gemeinschaft
neue wichtige Aufgaben lö-
sen. So sei es unerläßlich,
Rußland in seinem gegenwär-
tigen schwierigen Zustand
auffangen zu helfen. Für sol-
che Aufgaben müsse Euro*^\t werden. AngesicL.-,'

der vielen Krisenherde in Ost-
Zentralasien und den GUS-

Staaten könne Europa auf Sicherheits-
politik nicht verzichten. Um so nötiger
sei der Dialog mit der Kirche über
Sicherheitspolitik und die Bundes-
wehr.

Einigkeit herrschte darüber, daß
Europa in der wirtschaftlichen Ge-
meinsamkeit aber auch im Lebensge-
fühl weiter vorangekommen sei, als wir
oft denken. Die innere Einigung
Deutschlands könne für die Überwin-
dung historischer Gegensätze in Eu-
ropa ein Vorbild für die Vertiefung der
Gemeinsamkeiten sein. Deutsche
Einigung und die Wiederherstellung
der Einheit Europas stehen in einem
engen Zusammenhang.

Anm.: Dr. Volkmar Köhler, MdB, ist Mitglied
des EAK-Bundesvorstandes.
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Verantwortung für ein wirtschaftlich
starkes und soziales Europa
Klaus Weigelt

Der Arbeitskreis I der Wittenberger Bundestagung des EAK widmete sich unter
Leitung des Ministerpräsidenten von Sachsen-Anhalt, Prof. Werner Münch,
wirtschafts- und sozialpolitischen Kernfragen der deutschen und europäischen
Einigung.

Münch stellte einleitend fest, daß
Europa durch das positive Votum der
Franzosen „knapp an einem Fiasko
vorbeigerutscht" sei. Große Hoffnun-
gen seien zur Zeit nicht mehr vorhan-
den, die Akzeptanz Europas habe
nachgelassen. Politisch könne dieser
Entwicklung nur mit einer stärkeren
Überzeugungskraft begegnet werden
und mit klaren Antworten auf die

ff igen, die sich jetzt stellen: Für wel-
ciies Europa übernehmen wir Verant-
wortung?

Hat sich nach den einschneidenden
Veränderungen Europas seit 1989
auch unser Europabild verändert? Wie
bringen wir nach der jahrzehntelangen
Dominanz der Wirtschaft in der euro-
päischen Entwicklung jetzt die wirt-
schaftlichen und sozialen Erforder-
nisse zusammen? Kann Deutschlands
hoher Sozialstandard Maßstab für Eu-
ropa sein? Und schließlich: was bedeu-
tet für die christliche Ökumene das
Scheitern einer Ideologie, die dezidiert
gegen das Christentum gerichtet war?

Die Podiumsrunde eröffnete Dr.
Ingo Friedrich MdEP. Er unterstrich,

f?^§ ohne die europäische Einigung die
'-\, Azelstaaten heute keine Überlebens-
fähigkeit hätten, die Sanierung Osteu-
ropas ohne eine starke europäische
Wirtschaft nicht möglich sei und daß
eine Stabilisierung Deutschlands in
Frieden nur europäisch möglich ist.
Friedrich sprach sich für EG-weite
Mindeststandards und die gegenseitige
Anerkennung von nationalen Regeln
aus: „Wir wollen nicht mehr alles har-
monisieren." Er plädierte für eine
„Aufwärmphase" der Staaten Osteu-
ropas im Europarat und für deren
spätere Mitgliedschaft in der EG.

Die sachsen-anhaltinische Unter-
nehmerin Marion Fischer stellte in den
Mittelpunkt ihrer vielbeachteten Stel-
lungnahme den von ihr selbst durch-
lebten Widerspruch zwischen christli-
cher Existenz und dem Leben als Un-
ternehmer. Sowohl ihre Haltung zur
Gleichstellung von Männern und
Frauen, als auch ihr Verhältnis zu

Behinderten oder ausländischen Ar-
beitnehmern sei von diesem Wider-
spruch geprägt: „Kann man christlich
und menschlich handeln", fragte sie,
„wenn die Bedingungen so sind, daß
sie ein solches Handeln verhindern?"

Der Finanzminister Sachsen-An-
halts, Dr. Wolfgang Böhmer, ging von
der These aus, daß es ein Europa nach
deutschen Maßstäben nicht geben
werde und daß wir Europa auch nicht
durch Harmonisierung schaffen könn-
ten. Unter Bezugnahme auf die Wit-
tenberger Beutelordnung aus dem 16.
Jahrhundert, die er als Ausgangsord-
nung für ein soziales Europa kenn-
zeichnete, und den Finanzausgleich
von West- nach Ostdeutschland plä-
dierte Böhmer für neue Mechanismen,
den Transfer von Marktanteilen und
dafür, „daß sich diakonisches Denken
auch in der Politik breitmacht."

Der Präsident des Diakonischen
Werkes, Karl Heinz Neukamm, sagte,
Europa sei ganz und gar von den
Kräften der christlichen Botschaft ge-
prägt: „Wir bekennen uns zur sozialen
Verantwortung, aber wie übersetzen
wir dieses Bekenntnis in unsere Gesell-
schaft, in unser Nord-Süd-Verhältnis?
Wie erlernen wir die Kunst des Las-
sens, des Teilens?" Von der Kirche
forderte Neukamm unter starkem Bei-
fall der Teilnehmer, sie solle ihren
Auftrag erfüllen: „Wir brauchen eine
Kirche mutmachender Verkündigung,
nachgehender Seelsorge und helfender
Diakonie!"

Aber nicht nur die Kirche, jeder
einzelne Christ sei gefordert: persönli-
che Opferbereitschaft und eine „Öff-
nung der Herzen" für Osteuropa emp-
fahl Neukamm und betonte, daß wir
unser vorbildliches Sozialsystem der
Sozialen Marktwirtschaft zu verdan-
ken haben. „Aber wir vergessen den in
der Sozialen Marktwirtschaft veran-
kerten Verantwortungsgedanken." In
diesem Sinne sprach er sich für eine
engagierte Solidarität mit den jüdi-
schen und anderen ausländischen Mit-
bürgern aus und schloß seine Thesen

mit dem Hinweis ab, daß es ein soziales
Europa nur geben könne, „wenn die
Bürger in Deutschland auch persönlich
ihren Beitrag leisten."

Abschließend sprach die neue Vor-
sitzende des EAK, Bundesministerin
Dr. Angela Merkel. Sie nahm den
Begriff der „mutmachenden Seel-
sorge" auf und stellte diesem die oft als
„entwürdigend" empfundenen Bei-
hilfe-Anträge gegenüber: Widersprü-
che könne man eben nicht einfach mit
Richtlinien wegwischen. Ernsthaft
setzte sie sich dann mit der ethischen
Frage auseinander, die Frau Fischer
aufgeworfen hatte. Frau Merkel unter-
strich die gesellschaftliche Notwendig-
keit einer Politik der Gleichberechti-
gung von Mann und Frau und regte ein
politisches Vorgehen an, das Unter-
nehmer in die Richtung einer immer
besseren Umsetzung der diesbezügli-
chen Gesetze lenke. Sie schloß in ih-
rem Votum einen gewissen politischen
Druck in dieser Frage nicht aus.

Während der anschließenden Dis-
kussion wurde bemängelt, daß Fragen
der Währungsstabilität und einer un-
abhängigen europäischen Zentralbank
zu kurz gekommen seien. Kritik wurde
an der gegenseitigen Anerkennung
von Diplomen und der sich daraus
ergebenden Wanderungsmöglichkeit,
z.B. von Handwerkern in der EG,
geübt. Mehrere Diskussionsredner be-
tonten die Notwendigkeit einer Politi-
schen Union und einer Verbesserung
der sozialen Grundlagen der Wirt-
schafts- und Währungsunion. Die Be-
reitschaft der Menschen, auch zum
persönlichen Engagement, sei größer
als allgemein angenommen; aber das
politische Klima sei derzeit nicht be-
sonders geeignet, diese Bereitschaft
fruchtbar zu machen.

Ministerpräsident Werner Münch
schloß die gelungene Diskussionsrunde
ab. Er charakterisierte die Veränderun-
gen in Europa als große Chance, die es
aktiv aufzunehmen gelte. Die deutsche
Einheit und die europäische Einigung
gehörten zusammen und bildeten für
uns eine Verpflichtung, der wir beson-
ders als Christen gerecht zu werden
hätten. Unser langfristiges Ziel sei die
Politische Union als auf die Dauer star-
ker Partner in der Welt. Auf dieses Ziel
gelte es mit Geduld, Verständnis und
Toleranz zuzugehen.

Anm: Klaus Weigelt ist Mitglied des EAK-Bun-
desvorstandes.
Einzelne Statements der Podiumsteilnchmer kön-
nen Sie über die EAK-Geschäftsstelle beziehen.
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40 Jahre
Evangelischer Arbeitskreis der CDU/CSU
Albrecht Martin

Am 16. März 1952 wurde der Evangelische Arbeitskreis der CDU/CSU in Siegen
gegründet. Albrecht Martin erinnerte in seinem Vortrag in Wittenberg an
Ereignisse und Themen, die 40 Jahre Arbeit im EAK bestimmt haben.

Im Vorwort zu einer kleinen Samm-
lung von Vorträgen hat unser langjäh-
riger stellvertretender Bundesvorsit-
zender und Leiter der Studiengruppe,
der Kultusminister Prof. Wilhelm
Hahn, schon vor beinahe 3 Jahrzehn-
ten ausgeführt: „Mein Weg in die Poli-
tik war durch die Sorge motiviert, der
deutsche Protestantismus könnte ein
zweites Mal der Demokratie seine Mit-
arbeit versagen und sich damit nicht
nur aus dem Aufbau der demokrati-
schen Staats- und Gesellschaftsord-
nung ausschalten, sondern deren
Wachsen schwächen." War diese Fest-
stellung berechtigt - angesichts der
Tatsache, daß die Kräfte, die Männer
und Frauen, gegen die sich Hahns
Votum richtete, ja keineswegs unpoli-
tisch waren, sondern im Gegenteil
höchst agil wirkten?

Zwei Daten geben mir immer neu zu
denken: Am 1. Oktober 1985, also 36
Jahre nach Verabschiedung des
Grundgesetzes, erschien die Denk-
schrift „Evangelische Kirche und frei-
heitliche Demokratie. Der Staat des
Grundgesetzes als Angebot und Auf-
gabe" und erst 1991, also 42 Jahre nach
Gründung der Bundesrepublik
Deutschland, wurde die Denkschrift
„Gemeinwohl und Eigennutz. Wirt-
schaftliches Handeln in Verantwor-
tung für die Zukunft" veröffentlicht,
eine Auseinandersetzung mit der Kon-
zeption der sozialen Marktwirtschaft.
Waren die Meinungsunterschiede in-
nerhalb der EKD zu diesen zentralen
Fragen unseres politischen Selbstver-
ständnisses so gravierend, daß es so
schwer wurde, sich auf einen Text zu
einigen? Doch offenbar! Aber warum?

Vielfach führt man in der Literatur
die Gegnerschaft gegen die Union und
die mehr als kritische Haltung gegen-
über der Bundesrepublik auf den Ein-
fluß der dialektischen Theologie und
das Wirken Karl Barths zurück. Rich-
tig ist, daß die Gegner der Union
vielfach aus der Bekennenden Kirche
kamen und vornehmlich aus dem
Rheinland, wo diese Einflüsse beson-
ders stark waren. Aber die führenden
evangelischen Repräsentanten der

CDU kamen auch aus der Bekennen-
den Kirche, und immerhin ist Gustav
Heinemann, der von 1948-1950 erster
Innenminister der Bundesrepublik
war, von 1945 bis November 1952
Mitglied der CDU gewesen. Es gab
also auch aus dem Lager der Anhänger
dialektischen Theologie - trotz aller
Bedenken gegen eine christliche Partei
- durchaus einen Zugang zur Union.
Jedenfalls ist die Liste evangelischer
Mitglieder der Union aus den Reihen
der Bekennenden Kirche stattlich.

Von grundsätzlicher Bedeutung
wurde dann die Auseinandersetzung
um die Westorientierung der Bundes-
republik und die Wiederbewaffnung,
in deren Verfolg es 1952 in Siegen zur
Gründung des EAK kam.

Das Verhältnis des Christen zum Staat

Nach unserer Ansicht wird das Ver-
halten des Christen im politischen Be-
reich sehr wohl davon mitbestimmt, in
welchem Staat ich lebe. Der Staat des
Grundgesetzes war und ist für die Chri-
sten ein Angebot und eine Aufgabe.

Der Staat der totalitären Ideologie
kann weder das eine noch das andere
sein, was natürlich nicht bedeutet, daß
auch im SED-Staat Christen „der Stadt
bestes suchen" sollten und daß auch
dieser Staat in bestimmter Weise unter
der Weisung von Römer 13 stand. Es
ist heute offenbar für viele nicht ein-
fach, diesen grundlegenden Unter-
schied zu begreifen, aber das gilt ganz
offensichtlich für Christen aus Ost und
aus West.

Ich habe schon daran erinnert, daß
erst 1991 die Denkschrift der EKD zur
Frage der Sozialen Marktwirtschaft
„Gemeinwohl und Eigennutz" er-
schien. Sie hat zu Diskussionen ge-
führt, die in unserer Kirche keineswegs
abgeschlossen sind. Häufig wird dabei
übersehen, daß die Konzeption der
Sozialen Marktwirtschaft während des
2. Weltkrieges von evangelischen Wis-
senschaftlern im Freiburger Kreis als
eine freiheitliche Ordnung gegen den

Nationalsozialismus entwickelt wurde
und daß sie von zwei evangelischen
Männern, Ludwig Erhard und Müller-
Armack, politisch durchgesetzt wurde.
Gleichwohl begegnet man ihr mit
Skepsis. Warum?

Ganz abgesehen davon, daß christli-
che Ethik dazu neigt, mehr nach dem
Verteilen der Güter zu fragen als nach
ihrem Erarbeiten, sehe ich den Anlaß
dieser Skepsis in folgendem:

Die Versöhnung suchen

Christen neigen dazu, in dem urge-
meindlichen Zustand des gemeinsa-
men Eigentums und des gleichmäßigen
Verteilens das anzustrebende Ideal zu
sehen. Das hat schon in der Urge-
meinde nicht funktioniert, und es funk-
tioniert heute erst recht nicht. De '
die Menschen sind ja nicht so! Der
Mensch will frei sein-und frei entschei-
den, auch in seinen wirtschaftlichen
Belangen. Nimmt man ihm die Frei-
heit, dann führt das zu dem, was wir
heute in allen Ländern sehen, in denen
der Sozialismus die Wirtschaft geplant
und die Menschen verplant hat.

Läßt man aber die Kräfte des Mark-
tes ungehindert herrschen, wie das der
Liberalismus vorschlägt, dann geht der
Schwache unter. Soziale Marktwirt-
schaft vermeidet beides - in den Ma-
ßen des Menschen möglichen. Sie ist
keine ideale Ordnung - und will es
auch nicht sein. Sie ist nicht die Ord-
nung einer Gemeinschaft von Heili-
gen, sondern ganz schlicht für irrende,
auch oft eigennützige Menschen, unfl
beide Fehler sucht sie durch die E^
bindung in die Prinzipien der Freiheit
und der sozialen Verantwortung zu
begrenzen.

Ist das nicht eine Ordnung, für die
Christen sich einsetzen sollen? Der
EAK wird das jedenfalls immer wieder
tun und hat darum seine Bundestagung
1986 in Hannover diesem Thema ge-
widmet.

Vor eine besondere Herausforde-
rung wurde der EAK gestellt, als zur
Zeit der sozial-liberalen Koalition eine
neue Epoche der deutschen Außenpo-
litik einsetzte. Schon 1965 war auf der
Bundestagung in Bonn - Außenmini-
ster Gerhard Schröder war damals
Bundesvorsitzender - die Frage der
Oder-Neiße-Grenze mit allem Freimut
erörtert worden. Das war nicht das
Problem! Aber zur Diskussion stand,
ob dann die von 1969 an betriebene
Politik die für den Christen einzig
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Mögliche war, ob die Hinnahme der
Oder-Neiße-Grenze und die Hin-
nahme der deutschen Teilung von den
Deutschen als Buße für die Verbre-
chen des Nationalsozialismus gefor-
dert werden müsse. Wir haben damals
die Ansicht vertreten, daß man alles
tun müsse, um mit Polen zur Verstän-
digung zu kommen und mit der Sowjet-
union zu friedlichen Regelungen, daß
aber ein Preis nicht gezahlt werden
dürfe, das Recht auf Freiheit und
Selbstbestimmung auch unseres deut-
schen Volkes!

Ein Christ kann und darf in be-
stimmten politischen Ereignissen Got-
tes Gericht sehen, aber kein Politiker -
und keine Kirche-darf beanspruchen,
dieses Gericht zu vollziehen. Weder im
Richten noch im Schaffen einer neuen
Ordnung stehen wir an Gottes Stelle,
t nl; lern - hoffentlich - in seinem Ge-
horsam. Das damals wie heute immer
wieder zu betonen, ist Aufgabe des
EAK.

Vor einer besonderen Herausforde-
rung wurde der EAK gestellt, als 1987
die Kreise der „Solidarischen Kirche"
8 Thesen „Versöhnung und Frieden
mit den Völkern der Sowjetunion"
veröffentlichten. Nun kann jeder Bei-
trag zu solcher Versöhnung damals wie
heute auf unsere Zustimmung rech-
nen.

Aber diese Thesen forderten nicht
nur die Abkehr von jedem „Antikom-
munismus", „sondern stellten auch
fest..", daß dem christlichen Verständ-
nis des Menschen als Person in
menschlicher Gemeinschaft das Men-
;|-jf nrechtsdenken des Sozialismus,
wie er in der UdSSR zugrunde gelegt
sei, näher stehe als die bürgerlich-libe-
rale Anschauung von individueller
Freiheit.

Da war sie wieder, diese angebliche
Nähe von Sozialismus und christlichem
Menschenbild. Wir können diese Nähe
nicht sehen, weil für uns entscheidend
ist, daß im Sozialismus sich der Mensch
selbst erlöst, während wir auf die Erlö-
sung durch Christus hoffen. Da liegt
der Unterschied, der nicht dadurch
verwischt werden darf, daß man - von
Marx und Engels herkommend - poli-
tische Aufgaben formulieren kann, die
denen ähneln, deren Lösung auch wir
erstreben.

Ich denke, daß wir damit in der
aktuellen Diskussion sind. Der EAK
wird sie auch künftig führen, indem er
an ganz bestimmten Überzeugungen
festhält. Als evangelische Christen

Albrecht Martin: Zum Dienst an und
in dieser Welt sind wir gerufen!

sind wir zum Dienst an und in dieser
Welt gerufen, gerade auch im politi-
schen Bereich. Wir sind dabei zu größ-
ter Nüchternheit gerufen. Wir wissen,

daß es weder in unserer Macht liegt,
noch unsere Aufgabe ist, die vollkom-
mene Welt zu schaffen, ja wir sind
mißtrauisch gegen alle solche Pläne.
Das macht uns nicht mutlos, sondern
gibt uns die Freiheit, heute das Mögli-
che zu tun. Wir haben diese Überzeu-
gungen immer mit unseren katholi-
schen Freunden in der Union mit gro-
ßem Freimut erörtern können. Wer
sorgfältig nachschaut, der wird das
Ergebnis dieser Gemeinsamkeit auch
im neuen Grundsatzprogramm finden.
Eine Politik von dieser Grundlage aus
kann auch von Bürgerinnen und Bür-
gern angenommen werden, die selbst
sich nicht als Christen verstehen. Auch
sie sind eingeladen, im EAK mitzuar-
beiten; denn wir sind offen für jeden
Menschen, dem es um Freiheit und
Menschenwürde geht.

So stehen wir im EAK nach 40
Jahren nicht am Ende, sondern vor
einem neuen Anfang mit neuen Aufga-
ben. Machen Sie mit - es lohnt sich!

Anm.: Wir geben hier nur Auszüge wieder. Der
vollständige Text kann in der EAK-Bundesge-
schäftsstelle angefordert werden.

Theologisches Abendgespräch

Unter dem Motto „Als Christen auf dem Weg in das geeinte Europa" diskutierten
am Freitagabend (25.9.) in der Stadtkirche St. Marien, Bischof Leopold Nowak,
Peter Hintze, Bischof Dr. Christoph Demke und Ministerpräsident Prof. Dr.
Werner Münch (von links).
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Auf dem Weg zur inneren Einheit
Christine Lieberknecht

Bilder des Jubels gingen um die Welt.' Menschen umarmten sich und konnten die
Wahrheit kaum glauben. Glücklich waren wir und frei, uns durch Deutschlands
Straßen zu drängen. Wir haben uns wieder als Deutsche im gemeinsamen Land.
Gewonnen haben wir dabei nicht nur östlich von Elbe und Werra. Wechselseitig
gilt für uns alle, was wir in Thüringen und anderswo formulieren: Wir haben
Deutschland und Europa wieder.

Aber Deutschland und Europa ha-
ben auch uns wieder bekommen.
Deutschland ist wieder Weimar und
Erfurt. Deutschland ist die Wartburg
bei Eisenach. Deutschland ist Dresden
und Leipzig, die Insel Rügen und die
Mark Brandenburg. Das ist Reichtum.
Damit wollen wir wuchern. Aber dafür
brauchen wir auch Chancen. Wir brau-
chen eine faire Chance im deutschen
Einigungsprozeß, wenn die Selbstfin-
dung unseres Landes mitten in Europa
gelingen soll. Daß dies nur gemeinsam
mit allen Beteiligten zu leisten sei,
darüber sind sich die Menschen inner-
halb und außerhalb unseres Landes
mehrheitlich einig.

Dennoch müssen wir uris die Frage
stellen, ob wir nach all dem politischen
Geschick und zweifellos auch einer
gehörigen Portion historischer Fügung
des Jahres 1990 nicht dabei sind, die
innere Einheit unseres Landes eher zu
behindern als zu befördern? Diese
bange Frage scheint sich zur Zeit wie
Mehltau auf alles zu legen, was sich in
Deutschland tut. Der Frust geht um.
Die Mißstimmung schlägt sich seit eini-
gen Monaten auch in Umfragen von
Instituten nieder, die dem Anliegen
der inneren Einheit Deutschlands auf-
geschlossen gegenüberstehen.

Die Erwartungen in Deutschland
klaffen auseinander. Im Westen ist die
Einheit zwischenzeitlich für immer
mehr Bürger Anlaß zur Sorge als zur
Freude.

Rund 60 Prozent rechnen mit auf-
wallendem Volkszorn, wenn noch
mehr Opfer für die deutsche Einheit
verlangt werden sollten. Im Osten
überwiegt zwar noch die Freude an der
Einheit, dafür ist das Vertrauen auf die
Wirksamkeit der westlichen Rezepte,
vor allem auf die soziale Marktwirt-
schaft, rapide im Schwinden. Der Ruf
nach dem Staat und weiteren Hilfen
aus dem Westen wird immer lauter.

In gewisser Weise ist dieser Befund
paradox. Die Menschen zwischen Rü-
gen und dem Erzgebirge sehen nämlich
durchaus, daß es auf vielen Feldern

vorangeht: In der Wohnqualität, beim
Straßenbau und in der medizinischen
Versorgung. Nur noch 15 Prozent ha-
ben das Gefühl, sich heute weniger
leisten zu können als vor der Wende,
immerhin 42 Prozent meinen, mehr
finanziellen Spielraum zu haben als vor
dem Herbst 1989. Nur jeder Vierte in
den neuen Ländern rechnet sich sub-
jektiv zu den Verlierern der Einheit.

Aber die Last der vielen, die arbeits-
los werden oder sich umorientieren
müssen, dürfen wir nicht unterschät-
zen. Jeder Dritte hat inzwischen seine
angestammte Beschäftigung aufgeben
müssen. Ein Großteil davon hat keine
neue Stelle gefunden. Besonders viele
Frauen sind davon betroffen. Rüstige
Mitfünfziger werden in Rente ge-
schickt. Der Anpassungsstreß in einer
Situation, in der sich buchstäblich alle
Lebensbereiche ändern und das er-
lernte Orientierungswissen vieler
Menschen nicht mehr zählt, ist enorm.
Das Leben ist nicht mehr berechenbar.

Die gewonnene Freiheit bedeutet
auch Unsicherheit. Unsicher aber sind
beide Seiten, die Menschen in der alten
Bundesrepublik nicht weniger als die
neu hinzugekommenen. So verwun-
dert es nicht, wenn jeder erst einmal
festhält, was er zu haben glaubt, wenn
Ansprüche verteidigt und Besitzstände
gewahrt werden. Das ist menschlich,
allzu menschlich. Und es besteht kein
Zweifel daran, daß die ständigen Dis-
kussionen um Finanzierungskonzepte,
um Steuerfragen und Abgaben eher
zur Erhärtung dieser Situation als zu
ihrer Lösung beigetragen haben.

Die Wertfrage vor die Kostenfrage
stellen

Dennoch halte ich die erfolgreiche
Gestaltung der inneren Einheit auch
zwei Jahre nach dem 3. Oktober 1990
für möglich.

Ich halte sie dann für möglich, wenn
wir aufhören, politische Auseinander-
setzungen nur noch als einen Streit um
Gelder und Finanztransfer zu verste-

hen. Ich halte sie dann für möglich,
wenn wir laut und vernehmlich vor der
Kostenfrage die Wertfrage bespre-
chen.

Was ist es uns wert, Unfreiheit iwd
Verletzung der Menschenwürde,
cheldraht und Schießbefehl an der
Mauer des Kalten Krieges überwun-
den zu haben?

Was ist es uns wert, daß sich unsere
Kinder ohne Zwang und ideologische
Bevormundung ihren Weg in die Zu-
kunft bahnen können?

Was ist es uns wert, innerhalb kürze-
ster Zeit wieder Kulturland mitten in
Europa geworden zu sein?

Wird es uns gelingen, diesmal die
„ruhige Mitte" unseres alten, geschun-
denen und immer wieder aufstreben-
den Kontinents zu werden?

„ Gleichwertige Lebensverhältnisse
neu definieren"

<T

Ich stelle diese Fragen mit aller
Deutlichkeit, denn die dramatischen
Veränderungen nach dem Ende des
Ost-West-Konfliktes spielen für die
meisten von uns bis hin zur Politik noch
immer eine untergeordnete Rolle. Da-
bei ist das Verhältnis zwischen den
beiden ungleichen Teilen Deutsch-
lands nur das Vorspiel dessen, was uns
europaweit erwartet.

Spätestens dieser Horizont zwingt
uns zu klaren Aussagen über unsere
Möglichkeiten und Grenzen, über un-
sere Wertvorstellungen und Bereit-
schaft zur Veränderung. Spätestens
dann wird es nicht mehr durchhaltbar
sein, daß der westliche Teil zwar zahlt,
aber kaum Bewegung zu realisieren
vermag.

Spätestens dann wird das Ziel
„gleichwertiger Lebensverhältnisse"
neu zu definieren sein. Spätestens
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Was bedeutet für mich der 3. Oktober ?
Werner D ollinger

Mit dem 3. Oktober 1990 wurde eines der politischen Hauptziele der Nachkriegs-
zeit erreicht: „Die Wiedervereinigung in Frieden und Freiheit". Dies ist ein
Beweis, daß Stetigkeit zum Ziel führt! Viele hatten die Hoffnung auf eine
Wiedervereinigung aufgegeben. Angst und Kleinmut führen vom Wege ab. Es hat
sich auch gezeigt, daß Freunde zur Erreichung von Zielen unbedingt notwendig
sind. Ohne die Unterstützung der USA, Großbritanniens und Frankreichs wäre
das „ 2 + 4-Abkommen" nicht möglich gewesen, wenn auch dafür der Preis der
Anerkennung der Oder-Neiße-Linie gezahlt werden mußte. Die Zustimmung der
Sowjetunion war das Ergebnis der Politik Gorbatschows und auch die Folge eines
vertrauensvollen Verhältnisses zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Sowjetunion.

Die Parole, „wir sind das Volk, wird
sind ein Volk", hat sich seit 1990 in der
Verwirklichung in vielen Bereichen als
schwierig gezeigt. Beide Teile
Deutschlands haben sich durch die
Trennung mehr auseinandergelebt, als
viele Menschen - und ich gebe zu, auch
ich - geglaubt haben. Viele menschli-
che Beziehungen sind verlorengegan-
gen. Die Diktatur zwang zu anderer
Denk- und Handlungsweise als in einer
Demokratie. In der Wirtschaft der frü-
heren DDR muß die staatliche Regle-
mentierung durch die soziale Markt-"
Wirtschaft überwunden werden. Allein
dieser Umstellungsprozeß zum freien
Denken und zur freien Entscheidung
ist schwer und kann nicht von heute auf
morgen vollzogen werden.

Als eine unwahrscheinliche Bela-
stung für die Wirtschaft in den neuen
Bundesländern hat sich der Zusam-
menbruch der Sowjetunion ausge-
wirkt. Alte Wirtschaftsbeziehungen
wurden damit abgeschnitten, ohne daß
von heute auf morgen neue geknüpft
werden können.

In dieser Lage ist die Bundesrepu-
blik zur Hilfe aufgerufen und sie tut es.
Es ist dabei notwendig, daß auch der
„Länderegoismus" sowie der Egois-
mus der Bürger in den alten Bundes-
ländern zurückgeschraubt wird. Die
Angleichung der Lebensverhältnisse
ist ein Prozeß, der eine gewisse Zeit
dauert. Es gibt psychologische und
rechtliche Hemmnisse und nur mit Ge-
duld kommt man voran. Beratung ist
notwendig, Überheblichkeit fehl am
Platz. Manche Stimme aus dem We-
sten war nicht hilfreich.

Wichtig ist mir, daß das Vertrauen in
den demokratischen Rechtsstaat ge-
stärkt wird. In vielen Bereichen ist ein
großes Mißtrauen gegen alles Staatli-
che vorhanden, auch im kirchlichen
Bereich. Religionsunterricht und Mili-
tärseelsorge sind Beweise hierfür. Die

Ich glaube, daß vielen noch nicht
klar ist, daß mit der Überwindung der
Spaltung Deutschlands auch die Spal-
tung Europas überwunden werden
konnte. Damit beginnt eine neue Ära
dv Außenpolitik. Abrüstung ist nun
m~ glich, aber jedoch nicht mit der
Illusion, es gebe keine Konflikte mehr.

Neue Möglichkeiten der internatio-
nalen Zusammenarbeit insbesondere
mit Ost- und Südosteuropa ergeben
sich.

dann werden wir die Bereitschaft ent-
wickeln müssen, Unterschiede zuzu-
lassen. Der deutsche Förderalismus
bietet uns dazu wichtige Möglichkei-
ten.

Die noch weitgehend offenen Struk-
turen und weniger festgefahrenen In-
teressengeflechte in den neuen Län-
dern können manches befördern, was
unter den Verkrustungen der alten
Bundesrepublik unendlich viel schwe-
rej zu erreichen sein wird. Dazu aber
t,i 'rf es mehr als nur der äußeren
Freiheit, die uns der Fall der Mauer
und die Wiedervereinigung gebracht
haben.

Als Protestanten im Geiste Martin
Luthers wissen wir um den Wert der
„Freiheit eines Christenmenschen".

Die mit diesem Bekenntnis verbun-
dene innere Freiheit werden wir brau-
chen, um der Politik im geeinten
Deutschland neue Handlungsräume
auch jenseits von Wohlstandsmehrung
und ständig steigenden Sozialleistun-
gen zu eröffnen".

Die Solidarität im geeinten Deutsch-
land wäre unter diesen Voraussetzun-
gen sicherlich leichter.

•Anm.: Christine Liebcrknecht, Ministerin für
Bundes- und Europaangelegenheiten in Thürin-
gen, ist stellvertretende EAK-Bundesvorsit-
zende.

Vergangenheit belastet und macht
mißtrauisch. Sie muß überwunden
werden und dies verlangt absolute Ehr-
lichkeit.

Es ist daher bedauerlich, daß zur
Zeit die ganze Diskussion nur noch
unter dem Stichwort „STASI" läuft.
Wir sollten auch an jene Menschen
denken, die in einer guten - ja ich
möchte sagen - in einer tapferen Hal-
tung Werte erhalten haben. Dafür gilt
insbesondere der Kirche Dank.

Unsere Aufgabe muß es sein, ein
Menschenbild frei von Utopien zu ge-
winnen und das muß das christliche
sein. Der Sozialismus ist gescheitert
und wird immer wieder scheitern, weil
er von einem falschen Menschenbild
ausgeht. Wir brauchen daher ein geist-
liches Fundament.

Das Christentum gibt uns hier viele
Hinweise und Beispiele für unsere Le-
bensgestaltung.

Nicht „Protzentum" sondern Ein-
fachheit, nicht Verschwendung, son-
dern Sparsamkeit sollte unsere Hal-
tung bestimmen. Dazu gehört Ver-
ständnis füreinander, wobei es wichtig
ist, den Gedankenaustausch so zu för-
dern, daß man wirklich überzeugt oder
gemeinsam neue Wege findet. Wir
brauchen Vorbilder und Glaubwürdig-
keit. Wir müssen jedoch als Menschen
auch unsere Grenzen erkennen! Die
Wiedervereinigung war für mich eine
Gnade und Gott ist auch der Herr der
Geschichte.

Der 3. Oktober - eine Erinnerung
aber auch ein Auftrag für die Zukunft,
der uns vor große Probleme stellt.

Anm.: Dr. Werner Dollinger, Bundesminister
a.D. ist Landesvorsitzender des EAK-Bayern
und stellvertretender EAK-Bundesvorsitzen-
der.
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Kirche und Medien

Evangelische Publizistik in einer
Identitätskrise: Für eine Neuorientierung der
protestantischen Medienarbeit
Wolfgang Baake

Zum Schwerpunktthema der EKD-Synode „Kirche und Medien" hat der EAK
sowohl das Deutsche Allgemeine Sonntagsblatt als auch die Konferenz Evangeli-
kaler Publizisten um einen Diskussionsbeitrag gebeten. Bis Redaktionsschluß lag
nur der Beitrag von Wolfgang Baake, Geschäftsführer der Evangelikaler Publizi-
sten vor, den wir im folgenden veröffentlichen.

Das Verhältnis der Evangelischen Kirche zu den Medien und umgekehrt hat sich in
den letzten Jahren verschlechtert. Besonders die evangelischen Kirchen beklagen
sich darüber, daß sie zu wenig in Presse und Rundfunk vorkämen, und wenn, dann
zunehmend kritisch. Von sehen der Medien wird andererseits den Kirchen immer
häufiger der Vorwurf gemacht, sie verheimlichten negative Dinge und wollten die
Medien nur als eine Art Werbeträger nutzen. In den letzten Wochen wurde
insbesondere kritisiert, die Medien führten geradezu eine Kampagne gegen die
Kirchen, weil sie im Blick auf die kirchlichen Stasi-Verstrickungen kommentiert
hatten, Kirchenleitungen hätten ein zu enges Verhältnis zu sozialistischen Diktatu-
ren gehabt.

Noch vor drei Jahren sah es in den
Medien ganz anders aus. Da wurde
insbesondere die Evangelische Kirche
wegen ihrer positiven Rolle bei der
friedlichen Revolution in der DDR in
höchsten Tönen gelobt. Dann aber
wurde eine Stasi- und/oder SED-Akte
nach der anderen bekannt und das Bild
kehrte sich um. Daß die negativen
Dinge von kirchlicher Seite zunächst
geleugnet und nur scheibchenweise be-
stätigt wurden, hat zu einer kritischen
Haltung der Medien gegenüber der
Evangelischen Kirche geführt. Ob-
wohl es in keinem Berufsstand so viele
Atheisten gibt, wie im journalistischen
(allein im Westen gehören 40 Prozent
der Journalisten keiner Kirche an - im
Bevölkerungsdurchschnitt sind es nur
etwa 16 Prozent) gibt es keine prinzi-
pielle Gegnerschaft gegenüber dem
christlichen Glauben.

Oft kommen Aversionen daher, daß
man sich von der Kirche falsch behan-
delt fühlt (mangelnde Offenheit) oder
über kirchliche Pressemitteilungen är-
gert, weil man der Ansicht ist, deren
Inhalt habe nichts mit den eigentlichen
Aufgaben von Kirche zu tun. Der
drastische Linkstrend im deutschen
Protestantismus in den letzten 25 Jah-
ren hat dazu beigetragen, daß zahlrei-
che konservative Journalisten die
evangelischen Landeskirchen verlas-
sen haben. Dies betrifft beispielsweise
im größten deutschen Zeitungsverlags-
unternehmen, dem Springer-Verlag,
Dutzende von leitenden Redakteuren.
Axel Springer selbst war nach zahlrei-
chen Querelen mit der Berliner Kirche
in die Selbständige Evangelisch-Luthe-
rische Kirche (SELK) übergetreten.

Identitätskrise der evangelischen
Publizistik

Aber auch die protestantische Publi-
zistik selbst steckt seit langem in einer
Krise. Im Deutschen Pfarrerblatt
schrieb genau vor 10 Jahren der rheini-
sche Pastor und hauptberufliche Parla-
mentsjournalist K. Rüdiger Durth
(Bonn): Der „Subventionen fressen-
den" kirchlichen Pressearbeit fehle der
dringend notwendige Funke, um end-
lich „aus dem Schatten gesellschaftli-
cher Wirkungslosigkeit herauszukom-
men". Das „Elend protestantischer
Presse" lasse sich dabei - so Durth - in
inhaltlichen Fragen nachweisen. So sei
die evangelische Publizistik voll von
Vorurteilen. In der öffentlichen De-
batte erscheine dank der evangelischen
Presse die „protestantische Friedens-
bewegung vorwiegend als links, die
Kirche wird identifiziert mit Anti-
Amerikanismus und mit unterschwelli-
ger Rücksichtnahme auf die Sowjet-
union". In der Kirchenpresse bleibe
die Wirklichkeit von Kirche auf der
Strecke: „In der Landeskirchenzeitung
ist Kritik an der Amtskirche verpönt,
im Gemeindebrief sind gefälligst nur
positive Berichte zu veröffentlichen,
was man auch von der Lokalzeitung
erwartet, die sonst mit einem flotten
Protest rechnen kann."

Was hier ein nicht zum konservati-
ven Lager gehörender Journalist fest-
gestellt hat, gilt in vieler Weise auch
noch heute: Weithin sind die prote-
stantischen Medien politisch links und
theologisch zumindest liberal einge-
stellt. Damit aber stehen sie dem ent-

gegen, was laut Umfragen an der ge-
meindlichen Baisis gedacht wird. Ent-
sprechend sind die Auflagen der Kir-
chengebietspresse stark rückläufig.
Betrug die Auflage der 12 westdeut-
schen Kirchengebietsblätter 1970 noch
909.704 Exemplare, so 1992 nur noch
598.212 (minus 34 Prozent). Kam vor
22 Jahren auf 31 Kirchenmitglieder ein
Kirchenzeitungsexemplar, so heute
auf 42 Mitglieder.

Der Rückgang der Auflage ist also
weit höher als der der Kirchenmitglie-
der, hat also nicht entscheidend damit
zu tun, daß der Säkularismus und die
Kirchenaustritte zugenommen haben.
Der Grund der Misere liegt vielmehr in
der Identitätskrise der protestanti-
schen Publizistik. Das Problem für
viele Blätter scheint zu sein, daß man
nicht genau weiß, wozu man eigentlich
da ist. Der Dachverband der ""Si
kirchlichen Publizistik, das Gemxmi-
schaftswerk der Evangelischen Publizi-
stik (GEP), hat bereits in den 70er
Jahren als wesentliche Aufgabe der
Medienarbeit benannt: Eine Publizi-
stik der Stellvertretung zu betreiben.
Es ist grundsätzlich etwas Positives,
wenn man stellvertretend für die spre-
chen möchte, die kein Sprachrohr ha-
ben.

Das Problem war und ist aber nur,
daß man nicht für die Stummen gespro-
chen hat, sondern für die, die ohnehin
schon viel Publizität erfahren. Für die,
für die sich kaum jemand engagierte,
die Christen in der Sowjetunion und
China, unter dem Islam oder in Viet-
nam und Kambodscha, setzte man sich
dagegen in der kirchlichen Presse
kaum ein, sondern verschleierte "t '-
mehr deren tatsächliche Situation.„ a
mußte sich für Leser die Frage stellen,
warum sie dann noch ein Kirchenblatt
lesen sollen, wenn sie in ihm auch nur
einseitiges über Südafrika, Nicaragua
usw. erfahren. Dazu kommt eine weit-
hin vorhandene theologische Liberali-
tät. Zahlreiche Kirchenblätter haben
sich für die Fristenlösung bei der Ab-
treibung, für eine Segnung homosex-
ueller Ehen und für den interreligiösen
Dialog (statt Mission) ausgesprochen.

Christen auf dem Weg des Glaubens
begleiten

Eine missionarische, evangelistische
Zielsetzung oder der Wunsch, Chri-
sten auf dem Weg des Glaubens zu
begleiten, erfolgte und erfolgt weithin
nicht, beziehungsweise wird abge-
lehnt. Von daher ist die Krise der
protestantischen Publizistik (für die
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elektronischen Medien, sprich Kir-
chenfunk, gilt weithin das Gleiche) die
Folge von theologischer und politi-
scher Einseitigkeit. Und hier gibt es
nur wenige Ausnahmen.

Das Problem der evangelischen Pu-
blizistik liegt dann eben auch darin,
daß sich die inhaltliche Ausrichtung
stark ähnelt und es jahrelang kaum
Alternativen gab. Zwischen den bei-
den aus Kirchensteuermittelri hoch-
subventionierten Monatszeitschriften
„Evangelische Kommentare" und
„Lutherische Monatshefte" beispiels-
weise bestehen in der Ausrichtung
keine Unterschiede. Von daher ist es
kein Wunder; daß die Evangelischen
Kommentare in den letzten 15 Jahren
mehr als ein Drittel ihrer Auflage ver-
loren haben. Die Druckauflage wird
je^.t mit 9.500 angegeben. Bei den
L tierischen Monatsheften (Druck-
auflage 6.500) wird jedes Exemplar mit
fast 100 DM im Jahr bezuschußt. Die
Zahl der verkauften Einzelabonne-
ments beträgt nur rund 1.000. Ein
besonderes Ärgernis stellt auch für
Nicht-Konservative in der EKD das
Deutsche Allgemeine Sonntagsblatt
(Hamburg) dar, weil es seit Jahren
ständig höhere Zuschüsse bei gleich-
zeitig ständig sinkender Auflage bean-
sprucht., Die Auflage sank in den letz-
ten fünf Jahren von 120.000 auf jetzt
87.000. Die Zahl der Dauerabonneten
soll bei nur 30.000 liegen. Jeder Dauer-
abonnement wird jährlich mit 300 DM
bezuschußt (so der württembergische
Finanzreferent, Oberkirchenrat Diet-
rich Bauer), denn die Subvention aus
Kirchensteuermitteln beträgt mittler-
v 'je 9 Millionen DM im Jahr. Da sich
c\ .^latt nicht verkaufen läßt, hat der
Präsident im Kirchenamt der EKD,
Hartmut Löwe, die Mitgliedskirchen
der EKD aufgefordert, allen haupt-
und ehrenamtlichen kirchlichen Mitar-
beitern das Sonntagsblatt dann eben
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.
Das hat zu zahlreichen Protesten be-
sonders der mitteldeutschen Kirchen-
blätter geführt, die fürchten, das Sonn-
tagsblatt würde als kostenloses Verteil-
blatt den Kirchenzeitungen in der Ex-
DDR „das Wasser abgraben".

Die letzte EKD-Synode hat Ende
1991 beschlossen, zunächst nur für ein
Jahr 9 Millionen DM Zuschuß zu zah-
len. Weiteres soll auf der EKD-Synode
in diesem November beschlossen wer-
den. Das Sonntagsblatt verhält sich
aber so, als ob es selbstverständlich sei,
daß die Synode weiterhin einen so
hohen Zuschuß gibt. So wurde für den
1. Januar nächsten Jahres ein neuer

Soviel % der Befragten (ab 14 Jahren)

beschäftigen sich täglich

oder fast täglich mit . . .
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stellvertretender Chefredakteur ver-
pflichtet, obwohl das Sonntagsblatt da-
mit rechnen muß, daß die Synode eine
Einstellung des Zuschusses und damit
das Ende des Sonntagsblattes beschlie-
ßen könnte. Ungeklärt ist auch, ob
dem Süddeutschen Verlag, mit dem
das Sonntagsblatt seit 1. April koope-
riert, intern zugesichert wurde (wie zu
hören ist), daß die Synode wohl schon
weitere Jahre für eine Subvention sor-
gen werde. Kurzum: Nichts gegen ein
gut gemachtes Wochenblatt der EKD,
aber alles gegen ein Blatt, das derartig
einseitig ist.

Ausbau alternativer Publikationen

Man nehme nur die Ausgaben der
letzten Zeit, wo sich das Sonntagsblatt
gegen das Bundesverfassungsgericht
stellte, weil es nicht gleich die Fristen-
lösung absegnete, einen scharfen Arti-
kel gegen die Weltmission veröffent-
lichte, die westfälische Kirche kriti-
sierte, weil sie eine Muslimin nicht in
einem evangelischen Kindergarten
einstellte und gleichzeitig einen Arti-
kel pro Militärsteuerboykott brachte.

Aufgrund dieser Situation ist der
deutsche Protestantismus (abgesehen
von der Situation in der Weltmission)
nirgendwo so tief gespalten, wie in
seiner Publizistik. Von daher ist es kein
Wunder, sondern eine Folge, daß sich
im Protestantismus immer mehr alter-
native Publikationen bildeten, wie zum
Beispiel schon Mitte der 60er Jahre der
Rundbrief der Bekenntnisbewegung
„Kein anderes Evangelium" mit einer
Auflage von 40.000 Exemplaren.

Schon zuvor wurde 1959 der Evan-
geliums-Rundfunk (ERF) in Wetzlar
ins Leben gerufen. Weil sich im Kir-
chenfunk so wenig Missionarisches fin-

det, war es eine konsequente Folge,
daß ein aus Spenden finanzierter Pri-
vatsender entstand, der genau eben
das bringt, was im öffentlichen-rechtli-
chen Rundfunk wie im säkularen Pri-
vatfunk kaum vorkommt. Mittlerweile
erreicht der Evangeliums-Rundfunk
mit seinen rund 200 hauptamtlichen
Mitarbeitern allein eine Millionen re-
gelmäßiger Hörer im deutschsprachi-
gen Raum.

Auch im Fernsehbereich ist der
Evangeliums-Rundfunk aktiv. Täglich
erreichen ihn als Reaktion auf seine
Sendungen 500 Briefe. Beispiellos ist
seine Seelsorgeabteilung, die Briefe
individuell beantwortet und auch Seel-
sorger vermittelt. Der ERF finanziert
sich ausschließlich durch Spenden
(1991 waren es 20,9 Mio. DM). Direk-
tor des ERF ist Pastor Horst Mar-
quardt, der führende Medienmann im
evangelikalen Bereich.

Als in der Presseagentur der evange-
lischen Landeskirchen, dem Evangeli-
schen Pressedienst (epd), in den 60er
Jahren über den Pietismus, bezie-
hungsweise die evangelikale Bewe-
gung entweder nichts oder nur Ver-
zerrtes gebracht wurde, fanden Ende
der 60er/Anfang der 70er Jahre Ge-
spräche mit Verantwortlichen der
Evangelischen Publizistik statt. Man
sicherte nicht einmal eine Kursände-
rung zu. Von daher blieb dem Dach-
verband vor allem der Evangelikaien,
der Deutschen Evangelischen Allianz,
gar nichts anderes übrig, als eine ei-
gene Nachrichtenagentur zu gründen,
wenn sie ihre Anliegen öffentlich ge-
macht wissen wollte.

So wurde im Mai 1970 idea ins Leben
gerufen. Idea erscheint in Verbindung
mit der Evangelischen Allianz, ist aber
von ihr weniger abhängig, als der epd
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von den evangelischen Landeskirchen,
da die Allianz Idea nicht finanziert,
idea wird von einem eingetragenen
Verein herausgegeben, dem Reprä-
sentanten aus Landes- und Freikirchen
angehören, idea verbreitet wie der epd
über Funk Nachrichten an Presse und
Rundfunk, gibt dreimal in der Woche
seinen vervielfältigten Briefdienst für
Multiplikatoren heraus, veröffentlicht
30 bis 50 Dokumentationen im Jahr,
erscheint auch in einer englischsprachi-
gen Ausgabe und vertreibt Bilder aus
dem christlichen Bereich.

Mit aktuellen Nachrichten ist idea
darüber hinaus auch im Bildschirmtext
vertreten. Am bekanntesten dürfte das
Wochenmagazin Idea-spektrum sein,
das auflagenstärkste christliche Wo-
chenmagazin in Deutschland mit annä-
hernd 100.000 Lesern. Idea finanziert
sich weitgehend selbst durch Verkauf
seiner Produkte. Dazu kommt ein ver-
gleichsweiser kleiner Zuschuß der
EKD und der württembergischen Lan-
deskirche. Hat der epd über 70 haupt-
amtliche Redakteure, so idea 6. Be-
sonders im Blick auf Abdrucke in Ta-
geszeitungen ist der epd naturgemäß
weiter verbreitet als idea, obwohl es
mittlerweise auch Tageszeitungen gibt,
die nur noch idea abonniert haben.

Beide Nachrichtenagenturen haben
im Blick auf von ihnen veröffentlichte
Kommentare eine unterschiedliche
Tendenz. So hat sich beispielsweise der
epd für eine Fristenregelung ausge-
sprochen und Manfred Stolpe vertei-
digt. Epd legt einen Schwerpunkt auf
Meldungen aus der Dritten Welt. Idea
dagegen spricht sich in Kommentaren
gegen die Fristenregelung aus, steht
kritisch zum Wirken Stolpes und hat
seinen Schwerpunkt auf den Bereichen
Mission und Diakonie. Während theo-
logisch beispielsweise der epd in einer
erläuternden Meldung die Himmel-
fahrt als eine „späte Legende" bezeich-
nete, ist sie in idea-Kommentaren eine
tatsächliche Begebenheit.

Christliche Publizistik braucht Akzep-
tanz durch Leser

1971 gab es dann eine große Spal-
tung im protestantischen Buchmarkt.
Fast alle theologisch konservativen
Verlage schlössen sich zu zwei Buch-
kooperationen zusammen: ABC-team
(dazu gehören die Verlage Aussaat,
Schriftenmission, R. Brockhaus,
Brunnen, Christliches Verlagshaus so-
wie Oncken) und Telos (Blaukreuz
Verlag und die Verlagshäuser Bren-
dow, Hänsler, Schwengeler, Trachsel,

die Verlage der Evangelischen Gesell-
schaft für Deutschland, der Francke-
Buchhandlung, der Liebenzeller Mis-
sion und der St. Johannis-Druckerei).
Diese Verlage stellen mittlerweile
etwa 50 Prozent des gesamten prote-
stantischen Buchmarktes.

Alle Medienaktivitäten im evangeli-
kalen Bereich schlössen sich 1975 zu-
sammen in der Konferenz Evangelika-
ler Publizistik (kep) mit Sitz in Wetz-
lar. Bekannt wurde die kep insbeson-
dere durch ihre Aktion „Mehr Evange-
lium in den Medien" und zwei vielbe-
achtete Medienkongresse in Böblin-
gen. Insgesamt vertritt die kep die
medienpolitischen Interessen der 1,3
Millionen theologisch konservativen
Christen, der Evangelikaien, in Lan-
des- und Freikirchen in Deutschland.
An die Öffentlichkeit tritt sie insbeson-
dere durch ihre Zeitschrift „Pro", die
in einer Auflage von 20.000 Exempla-
ren erscheint.

Ein besonderer Arbeitszweig der
kep ist die Christliche Medien-Akade-
mie, die Aus- und Weiterbildungsse-
minare im Bereich der Publizistik für
haupt-, ehren- und nebenamtliche Mit-
arbeiter in der Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit der Kirchen, Gemeinden
und christlichen Werken anbietet und
eine journalistische Nachwuchsförde-
rung betreibt. Die erwähnten Beispiele
evangelikaler Publizistik belegen, daß
christliche Publizistik auch ohne große
finanzielle Unterstützung der Kirchen
existieren und erfolgreich sein kann.

Die christliche Publizistik braucht
die Akzeptanz und die Korrektur
durch den Leser und nicht die unauf-
hörliche Verbindung zum Kirchen-
steueretat. Christliche Publizistik
sollte sich den Mechanismen des Mark-
tes stellen und nicht ständig nach
neuen Haushaltsmitteln der EKD oder
ihrer Gliedkirchen schielen.

Hauptaufgabe christlicher Publizi-
stik sollte zu erst sein, von dem zu
berichten, was Gott in dieser Welt und
in seiner Gemeinde tut und getan hat.
Eine Kirche, die die Medien zur Ver-
kündigung des Evangeliums nicht
nutzt und Mission mittels der Medien
ausschließt, hat sich selbst aufgegeben
und bedarf einer dringenden Reforma-
tion.

Anm.: Wolfgang Baake ist Geschäftsführer der
Konferenz evangelikaler Publizisten und Leiter
der Christlichen Medienakademie Wetzlar

Büchermarkt

Josef Notel: Wir guten Europäer.
Historisch-politiehe Versuche über
uns selbst. Gunter Narr Verlag, Tü-
bingen 1991,250 Seiten.

Von der Spätantike bis zum Zwei-
ten Weltkrieg und von den Benedik-
tinern bis Nietzsche reichen die The-
men, die der Kulturwissenschaftler
Josef Nolte in seiner Aufsatzsamm-
lung behandelt.

„Christliche Prägung", „Neuzeit-
liche Erkundungen" und „Spätere
Reflexionen" sind.die Hauptkapitel
des Buches überschrieben, das die
alte und immer wieder neue Frage
nach der Identität Europas zu bean
worten sucht. Durch dieses Leitmo-
tiv stellen die in sich geschlossenen
Essays mehr dar als exemplarische
Streiflichter aus der Kultur- und
Geistesgeschichte unseres Konti-
nents. Indem sie die Konstanten
europäischen Denkens und Han-
delns herausarbeiten, lassen sie die
'Umrisse einer so noch nicht betrach-
teten Kulturethik erkennen.

Der Autor ist Professor für Kul-
turgeschichte und Kunstwissen-
schaft an der Universität Hildesheim
und Vorsitzender des Europa Zen-
trums Tübingen.

Otto Schnübbe: Der Friede (shalom)
im Alten und Neuen Testament -
eine notwendige Korrektur. Lutheri-
sches Verlagshaus, Hannover 1992

Eine Aufsatzreihe, herausgegt .„
ben von Horst Hirschler in Verbin-
dung mit Gerhard Isermann, Hans
May und Hans Joachim Schliep.

Der Verfasser beteiligt sich an der
Debatte, wie Friede in der sündigen
Welt aufrechtzuerhalten ist, und legt
dazu eine allgemeinverständliche
Darstellung des Friedensbegriffs im
Alten und Neuen Testament vor.

Er warnt davor, utopischen Frie-
densbildern nachzujagen, durch die
Kriege nicht verhindert werden kön-
nen. Seine These lautet: Denken
vom christlichen Erlösungsglauben
her, das ist die notwendige Korrek-
tur, die in die Friedensdebatte einzu-
bringen ist.

Im Glauben an unsere Erlösung
gründet das Miteinander von Näch-
stenliebe, Freiheit und Vernunft.
Um dieses Miteinander geht es
heute im politischen Handeln.
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EAK-Berichte

Aus unserer Arbeit

Religiöse Erziehung
in säkularer Welt

Karlsruhe - Praktische Fra-
gen bei der Einführung des Reli-
gionsunterricht als ordentliches
Lehrfach in den neuen Bundes-
ländern hat die Thüringer Mini-
sterin für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten und vorma-
lige Kultusministcrin, Christine.
Lieberknecht, auf einer Veran-
staltung des Landesverbandes
Baden des Evangelischen Ar-
beitskreises der CDU/CSU
(EAK) aufgeworfen. Im Rah-
rr ' der „Theologischen
j: Vidgespräche" des EAK-Ba-
den sprach sich die Ministerin
dabei gegen die Einführung ei-
nes rein religionskundlichen
Ethik-Lehrfachs, wie es in Bran-
denburg zur Diskussion steht,
aus.

In Thüringen, so Frau Lieber-
knecht, sei mit den Kirchen eine
eindeutig positive Position zum
Religionsunterricht als ordentli-
ches Lehrfach erzielt worden.
Daher sehe das vorläufige Bil-
dungsgesetz des Landes Thürin-
gen auch die Einführung des
Religionsunterrichts als ordent-

' liches Lehrfach an den Schulen
des Landes vor.

Dem Religionsunterricht
könne, so die Ministerin weiter,
ei''" Art „Signalcharakter" zu-
k fnen. Daher sei es gerade
auch aus kirchlicher Sicht sicher
nicht im Sinne des Glaubens, auf
dieses Zeichen, das die Kirche
bei Schülern und Lehrern setzen
könne, zu verzichten.

Halbherzige Zustimmung zur
Marktwirtschaft

Mettmann. Geringes Inter-
esse an der Wirtschaftsdenk-
schrift „Gemeinwohl und Eigen-
nutz - Wirtschaftliches Handeln
in Verantwortung für die Zu-
kunft" hat Pfarrer Wilhelm
Drühe festgestellt. „Die Denk-
schriften der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (EKD) sind
für die Gemeinden und die Chri-
sten in ihnen bestimmt. Heute
bleiben und bewegen sie sich
überwiegend im kirchlichen und
politischen Überbau", sagte er
in einem Vortrag vor dem Evan-

Arbeitskreis der CDU in Mett-
mann.

In diesem Bereich gäbe es
dann auch nur einen Formelkom-
promiß, der meistens ein fauler
sei. Nach Ansicht des Referenten
hätten die beiden letzten EKD-
Denkschriften eine größere Be-
achtung verdient: 1985 sei die
„Demokratiedenkschrift" mit
dem Titel „Evangelische Kirche
und freiheitliche Demokratie"
erschienen, im Herbst 1991 die
„Wirtschaftsdenkschrift". Bei
der letzten Denkschrift sei das
halbherzige „ja" zur Sozialen
Marktwirtschaft nicht zu überse-
hen. Sie stelle zwar fest, daß
Christen der Sozialen Marktwirt-
schaft grundsätzlich zustimmen
könnten, schränke aber diese
Zustimmung dadurch ein, daß
ein Widerspruch zum vom christ-
lichen Glauben gewiesenen Tun
nicht vorliege. „Ich hätte mir
gewünscht, daß deutlicher auf
die positiven Möglichkeiten zur
Verwirklichung der sozialen Ver-
antwortung hingewiesen worden
wäre", meinte Pfarrer Drühe.

Verantwortlich für diese Ent-
wicklung innerhalb der evangeli-
schen Kirche machte er den Ein-
fluß der Parteipolitik auf Kir-
chengremien, auch auf die EKD-
Kammer, die diese Denkschrift
erarbeitet hatte. Da gäbe es ein-
mal den Parteienproporz, zum
anderen würden sich politische
Vorgaben auswirken. In Kir-
chenkreisen sei die Meinung ver-
breitet, ein verbesserter,
menschlicher Sozialismus könnte
mit den gesellschaftlichen Pro-
blemen besser fertig werden.
„Das sieht man bei der Wirt-
schaftsdenkschrift an vielen Stel-
len, wenn an der Sozialen Markt-
wirtschaft herumgemäkelt wird
und angeblich notwendige Kurs-
korrekturen gefordert werden."

Für diese Haltung hatte Drühe
wenig Verständnis. Immerhin sei
die evangelische Kirche in der
Bundesrepublik die größte Nutz-
nießerin dieses Wirtschaftssy-
stems, weil ihre Kirchensteuer-
einnahmen unmittelbar vom
Wirtschaftswachstum abhängen.
„Es ist unredlich, Urkirche spie-
len zu wollen, um sich gleichzei-
tig vom verachteten Kapitalis-
mus Kirchensteuern in Milliar-
denhöhe zahlen zu lassen."

Berufsausbilder geben nur den
Realschulen gute Noten

Pinneberg. Zeugnis- und
Zensurenvergabe, Vor- und
Nachteile der verschiedenen
Schularten, Studenschwemme -
um verschiedene Standpunkte
zusammenzutragen, hatten Ur-
selmarie Oberbeck-Jacobs vom
Arbeitskreis „Bildung" des
CDU-Kreisverbandes und Hans
Bleckmann vom Evangelischen
Arbeitskreis der CDU Vertreter
von Eltern und Schulen sowie
Berufsausbilder eingeladen.

Wenn auch der bisherige Weg
des gegliederten Schulsystems in
den vergangenen Jahren Defi-
zite auf gewiesen habe, so sei es
dennoch kein Weg ins Aus ge-
wesen, verlautete aus der
Runde. In der Diskussion um
das gegliederte Schulsystem
oder die Gesamtschule seien
junge Eltern erstaunlich ah-
nungslos, hieß es weiter. So
zeigten Gespräche immer wie-
der, daß diese wenig konkrete
und fundierte Vorstellungen
von den Vor- und Nachteilen
der Gesamtschule hätten.

Während in der Diskussion
um die Qualität des derzeitigen
Schulsystems die Realschulen
relativ gut, die Haupt- und
Grundschulen sowie die Gym-
nasien dagegen schlecht in den
Augen der Berufsausbilder ab-
schnitten, konterten die Vertre-
ter der betroffenen Schularten
mit dem Hinweis, daß sie ihre
Schüler nicht direkt auf die Be-
rufsausbildung in Handwerk
und Industire vorzubereiten hät-
ten.

Vertreter der Schulen nann-
ten als ihr derzeit größtes Pro-
blem die immer größer wer-
dende Zahl der Verhaltens- und
lerngestörten Kinder. Als eine
der möglichen Ursachen wurde
die mangelnde Ausdrucksfähig-
keit heutiger Jugendlicher- als
Folge immer höheren Fernseh-
konsums bemängelt.

Die Schulleiter wiesen auch
auf ihre Probleme aus dein Mit-
bestimmungsgesetz hin, die das
Leben an den Schulen kompli-
ziere und gelegentlich auch
lahme. Inbesondere aus dem
Bereich der Realschulen wurde
die fehlende Rückendeckung
„von oben" beklagt. Die Real-
schulen würden, so hieß es,
durch eine ungenügende Perso-
nalbewirtschaftung zugunsten
der Gesamtschule kaputtgehen.

Politik ohne Heilsanspruch

Gersthofen. „Politik auf
christlicher Grundlage unter-
scheidet sich von linken und
rechten Ideologien durch ein
nüchternes Menschenbild und
durch den Verzicht auf Heils-
lehre von der Gesellschaft. Der
Versuch, ein starres Gesell-
schaftsbild der Wirklichkeit auf-
zuzwingen, hat immer wieder
zum Terror geführt und ist letzt-
lich immer wieder gescheitert,
zuletzt in Gestalt des totalitären
Sozialismus". Diese Aussagen
von Kirchenrat Paul Rieger,
Mitglied der Grundsatzkommis-
sion der CSU, standen im Mit-
telpunkt der Bezirksversamm-
lung des EAK der CSU unter
Leitung des Bezirksvorsitzen-
den Dr. Hermann Keßler in
Gersthofen. Thema war das
neue Grundsatzprogramms der
CSU und der spezifisch evange-
lische Beitrag in einer Union
katholischer und evangelischer
Christen. Christlich orientierte
Politik gehe - so Kirchenrat Rie-
ger - nicht von der Gesellschaft,
sondern vom Einzelmenschen
als Geschöpf Gottes in seiner
gewissensgebundenen Freiheit
aus. Die wesensmäßige Be-
grenztheit und Unvollkommen-
heit des Menschen verbiete da-
bei den Anspruch, das Heil
durch Politik verwirklichen zu
können.

In der Diskussion wurde be-
mängelt, daß die Begriffe „Frei-
heit" und „Wohlstand" im
Grundsatzprogramm zu stark in
den Mittelpunkt gerückt und an-
gesichts globaler Armuts- und
Umweltprobleme zuwenig re-
flektiert gebraucht seien. Nicht
nur nach links und rechts, son-
dern auch gegenüber dem Libe-
ralismus sei eine Abgrenzung
notwendig; die „Freiheit eines
Christenmenschen" im Sinne
Martin Luthers sei nicht einfach
identisch mit der „freien Entfal-
tung der Persönlichkeit".

Auch die Ausführungen von
MdB Hdns Raidel, Öttingen,
machten deutlich, daß alle we-
sentlichen politischen Probleme
und Entscheidungen letztlich
immer wieder auf Grundsatzfra-
gen zurückführen. Der Abge-
ordnete bedauerte, daß dies in
der politischen Praxis noch nicht
genügend erkannt und beachtet
werde. Auch die Bürger müßten
aber erkennen, daß der Staat
nicht nur ihre jeweiligen persön-
lichen Wünsche zu erfüllen
habe.
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